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Auch wo weder Ossietzky noch die Weltbühne als Partei betroffen 
waren, waren sie als Teil der Prozessstrategie beteiligt. Apfels Prozess-
berichte waren willkommene Beiträge zur Aktualität des Wochen-
blatts und für Apfel bot seine Verbindung zur Weltbühne und ihrem 
leitenden Redakteur die Möglichkeit, seine neuartige Methode des 
Wirkens für die Reputation seiner Mandanten zu entwickeln. Eine 
Buchbesprechung Apfels aus der Exilzeit endet mit einem Satz, der 
über ihn vielleicht mehr aussagt, als von ihm beabsichtigt: »Schließ-
lich ist des Autors Behauptung, dass der Verteidiger nur als techni-
scher Handlanger im Dienste des die politische Verteidigung dirigie-
renden Angeklagten zu fungieren habe, unhaltbar, denn in vielen Fäl-
len sind es ausschließlich die Verteidiger, die den politischen Prozess 
zum Rang großer Ereignisse gestalten.«

Nach der Verurteilung. Carl von Ossietzky (Mitte) am 10. Mai 1932 beim Haft-
antritt vor der Strafanstalt in Berlin-Tegel nach dem Weltbühne-Prozess. Ihn 
begleitet unter anderem sein Rechtsanwalt Alfred Apfel (zweiter von rechts). 
FOTO: PICTURE ALLIANCE / ULLSTEIN BILD
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Viel Aufsehen erregte der Prozess gegen George Grosz und Wie-
land Herzfelde wegen Gotteslästerung, den der Verteidiger Apfel über 
drei Jahrgänge der Weltbühne verfolgte. Nach dem Schöffengericht wa-
ren je zweimal das Landgericht Berlin III und das Reichsgericht be-
fasst. Die für die heutigen und die meisten damaligen Betrachter aus-
schließlich pazifistisch wirkenden Darstellungen, insbesondere der 
Christus mit der Gasmaske, wurden als Gotteslästerung verfolgt. Der 
mit Ausnahme dezidiert rechter Stimmen sehr begrüßte schließlich 
erfolgende Freispruch der Angeklagten konnte Apfel nicht zufrieden 
stellen: Das Reichsgericht hat im abschließenden Urteil seine Recht-
sprechung zur Unbrauchbarmachung von Darstellungen dergestalt 
geändert, dass diese auch dann erfolgen kann, wenn dem Künstler 
kein Vorwurf gemacht werden kann. So geschah es mit dem Christus-
Bild.

Mit weit über seine einzelnen Mandate hinausgehender Intensi-
tät hat sich Apfel des Themenkomplexes Familienplanung/Empfäng-
nisverhütung/Abtreibung angenommen. Nach zwei Jahren und zwei 
Auflagen in Höhe von zusammen 100.000 Exemplaren hatte sich ein 
›Anstoßnehmer‹ gefunden gegen die im Internationalen Arbeiter-Ver-
lag erschienene Broschüre Abtreibung oder Verhütung von Dr.med. Mar-
ta Ruben-Wolf, Umschlagzeichnung Käthe Kollwitz, Preis 10 Pfennig. 
Die Begründung des Beschlagnahmebeschlusses wurde auf Strich-
zeichnungen gestützt, mit denen das Funktionieren von Kondomen 
etc. anschaulich gemacht wurde: Anpreisung von Mitteln zu unzüch-
tigem Gebrauch. Da sich das Verfahren hinzuziehen drohte, empfahl 
Apfel, bei weiteren Auflagen auf die Zeichnungen zu verzichten, und 
schrieb ein Nachwort. Danach wurde die Beschlagnahme aufgeho-
ben. Eine das ganze Reich bis hin zu Massenveranstaltungen bewe-
gende Abtreibungsanklage war die gegen den Arzt und Schriftsteller 
Dr. Friedrich Wolf und die Ärztin Dr. Else Kienle in Stuttgart. Apfel 
wurde von Stuttgarter Kollegen eingeschaltet, vor allem um Frau Dr. 
Kienle aus der für sie nach einem Hungerstreik lebensgefährdenden 
U-Haft zu befreien. Sie war jeweils nach Indikationsstellung von Wolf 
tätig geworden, an den sich viele betroffene Frauen wandten, nach-
dem er mit seinem Theaterstück Cyankali bekannt geworden war. 
Apfels auf Gewinnung der öffentlichen Meinung gerichtete Verteidi-
gungsstrategie bewährte sich. 
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Schon die Sache Hoelz, Apfels erste große politische Sache, hat-
te ihn die Erfahrung machen lassen, dass die rechtlichen Prozeduren 
nicht ausreichen, schon gar, wenn ein Betroffener so in Verruf ist wie 
Max Hoelz. Bei ihm war das nicht nur in der ganz überwiegend zur 
politischen Rechten neigenden Justiz der Fall, sondern auch in der 
liberalen Presse. In vier Ausgaben der Weltbühne hat Apfel, teils ge-
meinsam mit Felix Halle, den Fall Hoelz kommentiert, auch in der 
Erwartung, dass das in Blättern mit höherer Auflage zur Kenntnis 
genommen und zitiert würde. 

Hoelz war 1921 wegen führender Beteiligung an Aufständen 
von einem Sondergericht in einem Schnellverfahren zu lebenslangem 
Zuchthaus verurteilt worden. Der Verurteilung lag neben Hochver-
rat und Sprengstoffdelikten auch ein Totschlag zugrunde. Dafür dass 
Letzteres ein Fehlurteil war, gab es inzwischen Beweise. An den be-
sonders schwerwiegenden Folgen änderte das nichts: Im Unterschied 
zu allen anderen Beteiligten kam Max Hoelz auch nach mehreren 
Jahren nicht in den Genuss von Amnestien. Angesichts der unüber-
windlich hohen Hürden für ein Wiederaufnahmeverfahren lag der 
Akzent schließlich mehr auf der publizistischen Aktion, die schließ-
lich erfolgreich war. 

Streckenweise schrieben Apfel und Ossietzky im Dialog. Es 
schrieb nicht nur Apfel in der Weltbühne über rechtliche Aspekte 
von Prozessen und öffentlichen Auseinandersetzungen, Ossietzky 
kommentierte auch Vorgehensweisen von Apfel, so in der Welt-
bühne vom 17. Juli 1928. Dort zitiert Ossietzky in der allwöchentli-
chen Kolumne ›Antworten‹ einen von ihm erbetenen Brief Apfels, 
in dem der aktuelle Stand des Falles Hoelz für Laien verständlich 
zusammengefasst wurde, um dem »verehrten Schreiber« sodann zu 
attestieren, dass er politische Momente übergehe. »Denn die Amnes-
tiefrage ist keine rein juristische Frage, sondern eine der politischen 
Aktion und erst die Aktionsunlust der Herren Politiker schiebt sie 
auf den ins Unendliche laufenden Schienenstrang der Juristerei.« So 
verteilten der Rechtsanwalt und der Publizist die Aufgaben unterei-
nander.
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Zu einer Art Rollenumkehrung kam es in Ossietzkys Artikel 
»Areopag« in der Weltbühne vom 11. Juni 1929. Ossietzky verteidigte 
neben sich selbst auch Alfred Apfel. In einem Artikel im Vorwärts war 
der Vorwurf erhoben worden, sie – als nichtkommunistische Mitglie-
der – hätten sich in dem Ausschuss zur Untersuchung der Vorgänge 
des »Blutmai« 1929 zu »Strohpuppen« der KPD machen lassen. Der 
außerparlamentarische Ausschuss war gebildet worden, nachdem der 
Preußische Landtag zur Empörung Hugo Sinzheimers und vieler an-
derer über die Polizeieinsätze zur Durchsetzung eines Demonstrati-
onsverbotes hinweggegangen war. Bei diesen Polizeieinsätzen hatte es 
30 Tote und 70 Verletzte gegeben, darunter viele Unbeteiligte. Apfels 
Aufgabe war sicherzustellen, dass Beweiserhebungen unter Beach-
tung der Strafprozessordnung erfolgten. 

Kampf gegen die illegale Aufrüstung  

Viel hatte Apfel damit zu tun, eines der großen Themen Ossietz-
kys und der Weltbühne rechtlich abzusichern: den Kampf gegen Akti-
onen des Militärs, die Deutschland auf der Grundlage des Versailler 
Vertrages verboten waren.  

Neben dem nach dem Versailler Vertrag vorgesehenen 100. 
000-Mann-Heer gab es in beträchtlichem Umfang geheime Verbände, 
von Kritikern »Schwarze Reichswehr« genannt. Sie stellte ihre Ge-
heimhaltung durch ein brutales System von Feme-Morden an »Ver-
rätern« sicher. Das blieb lange ohne strafrechtliche Konsequenzen, 
bis Kritiker in der Weltbühne und anderwärts schließlich genug Ma-
terial zusammengetragen hatten, um einen Mordprozess gegen den 
am meisten belasteten Täter unausweichlich zu machen. Wenige Tage 
vor Prozessbeginn erschien in der Weltbühne vom 22. März 1927 un-
ter dem Titel »Plaidoyer für Schulz« ein Artikel aus der Feder von 
Berthold Jacob, auf den ersten Blick kurios, denn er nahm den Be-
lasteten in Schutz. Der entscheidende Satz lautete: »(Der Richter) soll 
nicht außer Acht lassen, daß der Oberleutnant nur erteilte Befehle 
ausgeführt und daß man neben ihn auf die Anklagebank mindestens 
den Hauptmann Keiner und den Oberst von Bock, wahrscheinlich 
aber auch den Oberst von Schleicher und den General von Seeckt 
setzen müßte.« Reichswehrminister Geßler stellte Strafantrag wegen 
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Beleidigung der hohen Offiziere. Die Verteidigung der Ehre von 
Soldaten war neben den gravierenderen Vorwürfen von Hoch- und 
Landesverrat ein beliebtes Mittel, um gegen militärkritische Medien 
vorzugehen. Autor Jacob und der von Apfel verteidigte Ossietzky als 
verantwortlicher Redakteur wurden in erster Instanz zu Gefängnis-, 
in zweiter Instanz zu Geldstrafen verurteilt. Schließlich fiel das Ganze 
unter eine Amnestie, was aber nicht verhinderte, dass Ossietzky 1931 
vom Reichsgericht auch insofern als vorbestraft behandelt wurde.

Der Prozess vor dem Reichsgericht bedarf näherer Betrachtung. 
Bei der Würdigung von bedeutenden Strafverteidigern werden meist 
Erfolge aneinander gereiht. Dass die Verteidigung im Weltbühne-Pro-
zess nicht erfolgreich war, lag nicht daran, dass sie nicht denkbar sorg-
fältig vorbereitet und auf höchstem Niveau betrieben worden wäre. 
Apfel hatte mit Max Alsberg, Rudolf Olden und Kurt Rosenfeld ein 
Verteidiger-Quartett organisiert, bei dem unterschiedliche spezielle 
Qualifikationen aufeinander abgestimmt waren: Alsberg, der Starver-
teidiger, der die Rechtsprechung der einzelnen Senate des Reichsge-
richts besser kannte als die Senate untereinander; Olden, der lang-
jährige Leitartikler des ›Berliner Tageblatts‹, der Texte besonders gut 
historisch einordnen konnte; Kurt Rosenfeld, der als führendes Mit-
glied der Sozialistischen Arbeiterpartei (SAP) im Reichstag für die 
Einheitsfront gegen den Nationalsozialismus kämpfte. 

Während Apfel, Olden und Rosenfeld einander und Ossietzky 
politisch nahestanden, u.a. über Mitgliedschaft in der Liga für Men-
schenrechte, bedurfte es besonderen Einsatzes von Apfel, um auch 
den erfolgsgewohnten Max Alsberg zu gewinnen. Selber seinen Beruf 
unpolitisch verstehend, fand dieser seine Mandanten überwiegend 
unter Wirtschaftsgrößen; auch rechts stehende Feinde der Republik 
hatte er vertreten. Das Ossietzky-Mandat passte überhaupt nicht zu 
Alsberg. Dass es dazu kam, ist wahrscheinlich damit zu erklären, dass 
Apfel ihm kurz vor der Verhandlung im Weltbühne-Prozess mit dem 
Artikel »Alsberg« in der Weltbühne vom 17. November 1931 einen Ge-
fallen tun konnte. Alsberg befand sich im Jahre 1931 in einer missli-
chen Lage. Ihm wurde in skandalisierender Weise vorgeworfen, im 
Stinnes-Prozess in unlauterer Weise gesellschaftliche Verbindungen 
ausgenutzt zu haben, um auf das Gericht einzuwirken. Apfels Text  
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war — wie sich später herausstellen sollte, zutreffend — von der Über-
zeugung geprägt, dass Alsberg vollständig entlastet werden würde. 

Noch weniger beruhte die Verurteilung darauf, dass die Ange-
klagten in einem auch nur durchschnittlichen Ansprüchen genügen-
den Verfahren strafwürdiger Taten überführt worden wären. Die am-
tierenden Justizorgane waren in einem künftige Entwicklungen vor-
wegnehmenden Ausmaße unter dem Bann militärischer Interessen, 
dass das Verfahren zur Farce wurde. Dazu gehörte auch der geheime 
Charakter des Verfahrens, der dadurch bewirkt wurde, dass nicht 
entsprechend der Landesverratsvorschrift des Strafgesetzbuchs ange-
klagt wurde, sondern gemäß § 1 des Gesetzes über den Verrat mili-
tärischer Geheimnisse aus den ersten Tages des Weltkriegs. Der ge-
heime Charakter ging so weit, dass den Verteidigern das schriftliche 
Urteil nur zur Lektüre überlassen wurde. Damit war ihnen auch die 
Möglichkeit genommen, das Urteil konkret publizistisch anzugreifen. 
Ossietzky war bewusst, dass die Chancen für die von den Verteidigern 
betriebene Begnadigung eher litten, als er das Urteil kommentierte:

»Der IV. Strafsenat des Reichsgerichts hat am 23. November 
den Schriftsteller Walter Kreiser und mich als verantwortlichen 
Leiter der ›Weltbühne‹ zu einer Gefängnisstrafe von anderthalb 
Jahren verurteilt wegen Verbrechens gegen § 1 Absatz 2 des Ge-
setzes über den Verrat militärischer Geheimnisse. Gegenstand 
der Anklage war der Artikel Kreisers vom 12. März 1929 ›Win-
diges aus der deutschen Luftfahrt‹. Zwischen dem Verbrechen 
und der Sühne liegt also ein Zeitraum von zweieinhalb Jahren. 
In dieser Zeit ist das Heft mit dem landesverräterischen Artikel 
nicht einen Tag beschlagnahmt gewesen. In dieser Zeit hielt sich 
Kreiser … (unter Mitteilung seiner Anschrift)… beinahe ein Jahr in 
Amerika auf und ist schließlich in dem heitern aber unangebrach-
ten Vertrauen zurückgekehrt, dass vor der Sagazität des höchsten 
Gerichts die Anklage wie eine Seifenblase zerplatzen würde.

(Vom Vorsitzenden Richter Baumgarten war bekannt, dass er 
Hitler als Zeugen in einem Strafprozess extrem aggressive Äuße-
rungen hatte durchgehen lassen J.G.). Ich wollte also einen Ableh-
nungsantrag stellen. Unsere Anwälte jedoch rieten dringend ab. 
Nicht nur der formalen Schwierigkeiten halber, nein, wir hätten 
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reiches Material zur Verfügung, um den Tatbestand der Anklage 
zu erschüttern, genug Rechtsgründe, um ihren Geist niederzu-
zwingen. Wir wollten argumentieren, nicht demonstrieren. So zo-
gen wir denn aus zur Hermannsschlacht: - zwei Angeklagte, vier 
Advokaten. Max Alsberg, Alfred Apfel, Rudolf Olden, Kurt Ro-
senfeld, vier Juristenköpfe, die eine schwer berechenbare Summe 
von Qualität verkörpern. Als wir am 23. November, nachmittags 
13 Uhr 30 aus dem Gerichtssaal kamen, da wussten wirs: Der An-
griff der Jurisprudenz auf den IV. Strafsenat war siegreich abge-
schlagen...«

Juristische und publizistische Bemühungen, eine Begnadigung 
zu erreichen, blieben erfolglos. Von Mai bis Dezember 1932 saß Os-
sietzky in der Strafvollzugsanstalt Tegel. Die vollen 18 Monate wur-
den es wegen einer Weihnachtsamnestie nicht. Apfel betreute Ossietz-
ky auch während der Haftzeit. Die Verbindung entwickelte sich bis 
ins sehr Persönliche. Ossietzky empfahl seiner Frau Maud, die unter 
der Situation sehr litt, sich von Apfel beim Finden eines geeigneten 
Nervenarztes helfen zu lassen.

Noch während Ossietzky im Gefängnis war, wurde er als verant-
wortlicher Redakteur wegen Beleidigung der Reichswehr angeklagt. 
Kurt Tucholsky (alias Ignaz Wrobel) hatte in einer Zuspitzung der 
Exhortatio des Papstes Benedikt XV. vom Juli 1915 festgestellt: »Sol-
daten sind Mörder«. Verteidiger waren Apfel und Rudolf Olden, das 
Verfahren endete mit Freispruch, weil nicht erkennbar war, dass die 
Aussage sich gegen die abgegrenzte Personengruppe der Soldaten der 
Reichswehr richtete. Der darauf bezogene sehr lesenswerte Weltbühne-
Artikel »Ein guter Tag für die Justiz« trägt Sterne als Autorenangabe, 
es kann aber nur zweifelhaft sein, ob der Text von Apfel allein verfasst 
ist oder ob es sich um ein Gemeinschaftswerk mit Olden handelt.

Ebenfalls während Ossietzkys Haftzeit entstand eine prekäre Si-
tuation für ihn und Apfel. In der Weltbühne hatte Anfang des Jahres 
1932 T. H. Tetens unter den Überschriften »System Reemtsma« und 
»Reemtsma kauft« über von der Finanzverwaltung geduldete, steuer-
rechtlich zweifelhafte Aktivitäten des Tabak-Konzerns berichtet. Der 
Beitrag enthielt berechtigte Vorwürfe, aber auch nicht Belegbares.  
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Neben dem Autor wurde gegen die Weltbühne und deren verantwortli-
chen Redakteur zivilrechtlich und auf Veranlassung des Reichsfinanz-
ministeriums auch strafrechtlich vorgegangen. Zu den Bemühungen 
um die Begnadigung Ossietzkys passte dies gar nicht. Apfel verfasste 
ein Rechtsgutachten und bemühte sich, mit dem Ministerium und 
Reemtsma Erklärungen Ossietzkys auszuhandeln, die die rechtli-
chen Auseinandersetzungen beenden sollten. Für das Gutachten 
erhielt Apfel Geld aus der Tabakindustrie. Verständlicherweise war 
der Autor der Beiträge in der Weltbühne erbost und bezichtigte Apfel 
des Parteiverrats. Apfel hatte aber kein Mandat des Autors, und sein 
Vorgehen (einschließlich der Zahlung) war mit Ossietzky abgestimmt. 
Straf- und zivilrechtlich war die Angelegenheit bereinigt; ob sie auch 
nach anwaltlichem Standesrecht unbedenklich war, blieb ungeklärt. 
Sie war aber politisch bis in die nächste Umgebung Ossietzkys und 
Apfels umstritten. Gegen Alfred Apfel stand kurzzeitig sogar sein 
langjähriger Mitstreiter Rudolf Olden. Der Geldbetrag war in der für 
Ossietzky und Apfel auch finanziell sehr belastenden Situation des 
Weltbühne-Prozesses willkommen.

Ossietzky blieben nur zwei Monate in Freiheit, ehe er in der 
Nacht des Reichstagsbrandes 27./28. Februar 1933 inhaftiert wurde 
und erst als Sterbenskranker 1936 das KZ wieder verlassen durfte. 

Exil in Frankreich — Tod in Marseille

Es fällt auf, wie vorsichtig und unter Verzicht auf Einzelheiten 
Alfred Apfel in seinem Erinnerungsbuch —  verfasst 1933 in Paris — 
über den Weltbühne-Prozess berichtet. Seinem Mandanten Ossietzky, 
der sich zum Zeitpunkt der Abfassung des Buchs im KZ Sonnenburg 
befand, durfte auf keinen Fall geschadet werden. Über die Schutz-
pflichten hinausgehend, die jeder Rechtsanwalt gegenüber seinen 
Mandanten hat, musste Apfel hier besonders darauf achten, dass sein 
im Ausland erscheinendes Buch insofern keinen Schaden anrichtete. 
Ossietzky war nämlich durch andere Veröffentlichungen im Ausland 
schon außerordentlich geschadet worden. Sein Mitangeklagter Krei-
ser war alsbald nach dem Urteil nach Frankreich geflohen und hatte 
dort in einer Weise über die Aufrüstung in Deutschland berichtet, die 
die skandalösen Verurteilungen nachträglich zu rechtfertigen schien. 
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Dabei hatte ihm auch Apfels stenographische Mitschrift der münd-
lichen Urteilsbegründung des Reichsgerichts zur Verfügung gestan-
den, die dieser Mitstreitern gegen das Urteil überlassen hatte.

Mit der durch nichts zu relativierenden Verpflichtung des 
Rechtsanwalts, dem Mandanten nicht zu schaden, ist wohl auch zu 
erklären, dass Apfel sich im Zusammenhang mit den Bemühungen 
um den Friedensnobelpreis für Ossietzky eher zurückhielt. Ossietz-
ky hatte ausdrücklich darum gebeten, dass die den Nazis verhassten 
Emigranten nicht nach außen zu seinen Gunsten in Erscheinung 
treten sollten. Er ahnte, dass das nur zu schärferen Repressalien 
gegen ihn führen würde. Man kann den Eindruck gewinnen, dass 
denjenigen, die sich für den Nobelpreis einsetzten, die symbolische, 
die Nazis diskreditierende Wirkung so wichtig war, dass sie mögli-
che konkrete Nachteile für Ossietzky verdrängten. Sie hofften in un-
realistischer Weise, dass der Nobelpreis zur Freilassung  Ossietzys 
führen würde. Apfel beschränkte sich darauf, eine Erklärung nach 
Art eines Leumundszeugnisses abzugeben, dass nämlich im Urteil 
des Reichsgerichts das Handeln Ossietzkys ausdrücklich als »nicht 
unehrenhaft« bezeichnet wurde. Das konnten nur die Anwälte wissen.

Apfel war den Nazis extrem verhasst. Er hatte Anzeige erstattet 
und war als Zeuge ausschlaggebend gewesen für die Verurteilung von 
SA-Leuten nach den pogromartigen Kurfürstendamm-Krawallen am 
jüdischen Neujahrsfest im September 1931. Und er hatte den Mann 
verteidigt, der den ständig weiter zum Nationalhelden stilisierten 
Horst Wessel erschossen hatte. Dabei hatte Apfel nach den Regeln 
der Kunst dessen als Zeugen auftretende Gesinnungsgenossen ins 
Verhör genommen.  

Leicht hätte die Festnahme in der Nacht des Reichstagsbrandes 
für Apfel zu langer KZ-Haft mit tödlichem Ausgang führen können. 
Es erwies sich als glücklicher Umstand, dass im Ausland Apfels Tod 
gemeldet worden war und darauf bezogene Anfragen bei deutschen 
Botschaften eingingen. Für das noch nicht sicher etablierte Regime 
bot seine Freilassung eine willkommene Gelegenheit vorzuführen, 
wie falsch die Berichterstattung über Deutschland im Ausland sei.
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Im April 1933 erhielt Apfel den Hinweis, dass seine erneute Fest-
nahme bevorstehe. Ihm gelang die Flucht nach Frankreich. Sein Erin-
nerungsbuch endet mit den Worten: »Da ich keine Neigung hatte ›auf 
der Flucht‹ erschossen zu werden oder in einem Konzentrationslager 
dahinzuvegetieren, habe ich Deutschland verlassen.« 

Apfel stand auf der ersten, vom 22. August 1933 datierenden 
Liste derjenigen, denen die deutsche Staatsbürgerschaft aberkannt 
wurde — gemeinsam mit führenden Gewerkschaftern, Sozialdemo-
kraten und Kommunisten sowie den Publizisten und Schriftstellern 
Georg Bernhard, Lion Feuchtwanger, Helmuth von Gerlach, Alfred 
Kerr, Heinrich Mann, Leopold Schwarzschild, Ernst Toller und Kurt 
Tucholsky. Wegen des Anfangsbuchstabens lautet die Nr. 1 der Liste: 
»Dr. Apfel, Alfred, geb. 12. März 1882«.

Bei der Abfassung seines Buches »Hinter den Kulissen…«, das 
in Frankreich den Titel »Les dessous de la justice allemande« erhielt, 
arbeitete Apfel zeitweilig mit dem Dichter Yvan Goll zusammen, der 
aus Lothringen stammte und mit Werken in beiden Sprachen hervor-
getreten ist. Über die Zusammenarbeit und ihr Scheitern hat Goll in 
Briefen an seine Frau, die Dichterin Claire Goll berichtet.

Im Jahre 1936 erschien in dem Pariser Kleinverlag EDITIONS 
LOGOS der Band »LA ROBE BRUNE – Trois années de justice nati-
onal-socialiste, en matière civile et criminelle, d’après les jugements et 
arrêts des tribunaux allemands«. Der Autor verbarg sich hinter dem 
Pseudonym ›TIMOROUMENOS‹ und wird vom Vorwort-Autor Maî-
tre Henry Torrès als nach Frankreich geflüchteter deutscher Rechts-
anwalt bezeichnet. Auch in einer Rezension der Redaktion in der 
›Pariser Tageszeitung‹ vom 10. August 1936 bleibt das Pseudonym 
gewahrt.

In Paris hielt sich damals eine dreistellige Zahl deutscher Ju-
risten auf, die aus Nazi-Deutschland hatten flüchten müssen. Ihnen 
war politische Betätigung verboten, weil die französische Regierung 
diplomatische Schwierigkeiten vermeiden wollte. Der Text von der 
braunen Robe ist eine harte Abrechnung mit dem Verkommen der 
deutschen Justiz in drei Jahren Nazi-Regime. Die Verwendung eines 
Pseudonyms war zwingend. 
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Im Jahre 2000 hat der französische Historiker Ives Ternon den 
TIMOROUMENOS-Text ausführlich gewürdigt.1 Ternon charak-
terisiert den Text zutreffend als gelungene Mischung aus aktuellen 
Fakten, insbesondere den Nürnberger Gesetzen, und Analyse der Er-
setzung der Gesetzesbindung durch Parteiprogrammatik. Überwälti-
gend ist die Materialfülle: höchstrichterliche Entscheidungen ebenso 
wie solche von Amtsgerichten, Auswertung der gleichgeschalteten 
Fachliteratur und – fast noch ergiebiger – die Kommentierungen der 
allgemeinen Presse von der Frankfurter Zeitung bis zu Provinzblättern. 
Mit großer Klarheit liegen dort die Erkenntnisse schon vor, die in der 
Bundesrepublik lange auf sich haben warten lassen. 

Ternon hat sich bemüht, das Pseudonym TIMOROUMENOS 
zu entschlüsseln. Mögliche sprachliche Deutungen gehen in Richtung 
»Der Rächer« und »Der Verteidiger«. Ternon akzentuiert die Bedeu-
tung »Der Rächer« und bezieht das auf die von den Nazis ermordeten 
oder in Selbsttötung getriebenen Juristen, denen der Text gewidmet 
ist. Weiterführend ist vielleicht auch die Bedeutung »Der Vertei-
diger«. Deren möglichem Sinn ist Ternon nicht nachgegangen, sie 
könnte aber sehr wohl sinngebend sein, wenn das Pseudonym darauf 
hinwiese, dass der Autor Verteidiger im Sinne von Strafverteidiger 
sei. Das würde die Zahl der möglichen Autoren auf diejenigen im 
französischen Exil Lebenden konzentrieren, die in Deutschland ei-
nen Namen als Strafverteidiger hatten. Unter ihnen war Alfred Apfel 
der Prominenteste.

Einen wichtigeren Hinweis auf Alfred Apfel als Autor gibt der 
Name des französischen Rechtsanwalts Maître Henry Torrès, der das 
Vorwort beigesteuert hat. Apfel und Torrès waren Ende 1920er Jahre 
in Deutschland bzw. Frankreich aktive Betreiber der ›Internationale 
juristische Vereinigung‹/›Association juridique internationale‹. Hin-
ter der Vereinigung stand die kommunistisch gesteuerte ›Rote Hilfe/
Secours rouge‹. Die neue Vereinigung sollte ins nicht parteigebunde-
ne linke Lager hineinwirken, zu dem auch Apfel zählte. 

Für Apfel als TIMOROUMENOS spricht auch, dass er seit Mit-
te der 1920er Jahre in der Weltbühne Carl von Ossietzkys mit zahlrei-
chen justizkritischen Beiträgen publizistisch hervorgetreten war. 1934 

1	 REVUE D’HISTOIRE DE LA SHOA Nr. 170, S. 68 ff.
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erschien in Paris sein Buch »Les dessous de la justice allemande«, 
das vor allem Apfels Erfahrungen als Verteidiger in politischen Straf-
sachen der 1920er Jahre zusammenfasst. An seine Tochter schrieb 
Apfel im Jahre 1935, dass er wieder schriftstellerisch tätig sei.

In einem Strafprozess hätte Apfel diese Indizien in der Luft zer-
rissen, für historische Plausibilität reichen sie aus – bis jemand eine 
bessere Idee hat.

Die Besetzung Frankreichs reduzierte Apfels Bewegungsraum 
auf den vom Vichy-Regime kontrollierten südlichen Teil. Alle Mög-
lichkeiten, den Lebensunterhalt zu finanzieren, fielen weg. Nach dem 
Waffenstillstand vom 22. Juli 1940 war er höchst gefährdet, weil dem 
sog. Französischen Staat auferlegt worden war, jede vom Deutschen 
Reich benannte Person auszuliefern.

Zwei Dokumente belegen für den Fall Apfel den schicksalhaften 
Charakter des Exils. Im Nachlass seiner Tochter befindet sich ein ver-
zweifelter Brief Apfels, den er am 26. August 1940 auf Französisch an 
die Tante seiner Frau richtete, der aber auch für die ebenfalls in den 
USA lebende Tochter bestimmt war. Apfel fleht um alle denkbaren 
Schritte, um ihm und seiner Ehefrau zu Einreisevisa in die USA zu 
verhelfen.

In Anna Seghers Roman Transit wird vor Augen geführt, was 
man außer Einreisevisa noch alles brauchte, um lebend aus Marseille 
herauszukommen. Was gefehlt hat, um dazu zu führen, dass Apfel im 
Februar 1941 immer noch dort war, wissen wir nicht.

In Marseille wirkte ab Sommer 1940 der europa- und sprachen-
kundige US-amerikanische Journalist Varian Fry für das ›Emergency 
Rescue Committee‹ mit der Aufgabe, von Nazi-Deutschland bedrohten 
Künstlern und Intellektuellen herauszuhelfen. Er war in sehr vielen Fäl-
len erfolgreich, aber nicht in allen. In seinen Erinnerungen beschreibt 
Fry den 14. Februar 1941 als einen besonders unglücklichen Tag. Von 
einer kurzen Reise zurückkehrend erfuhr er, dass während seiner Ab-
wesenheit die französische Polizei die prominenten deutschen Sozialde-
mokraten Rudolf Breitscheid und Rudolf Hilferding zum Zwecke der 
Auslieferung nach Deutschland festgenommen hatte. Am selben Tag 
erhielt Fry Besuch von Apfel und sie erörterten das Risiko für Apfel. 
Alfred Apfel erlitt einen Herzanfall und starb kurze Zeit später. 
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Ein Trost für Apfel über das Grab hinaus: Seinen drei Ehefrauen 
gelang es, sich vor den Nazis nach England bzw. die USA in Sicher-
heit zu bringen. 

Bis auf den jüngst ergänzten Abschnitt zu TIMOROUMENOS besteht der Text aus 
Auszügen aus: Jan Gehlsen, Alfred Apfel – Verteidigung im Gerichtssaal und in der 
Weltbühne in: Streitbare JuristInnen II, Baden-Baden 2016 – dort auch die Quellen-
nachweise. Dafür vor allem verwendete Literatur:

Alfred Apfel, Hinter den Kulissen der deutschen Justiz – Erinnerungen eines deut-
schen Rechtsanwalts 1882-1933, Aus der französischen und englischen Übersetzung 
rückübertragen von Jan und Ursula Gehlsen, Berlin 2013

Alfred Apfel, Sein Schriftwerk — Autobiografien/Publikationen, herausgegeben von 
Heinrich Schwing, Berlin 2014  

Alfred Apfel, »Mein liebes Tierchen…In inniger Liebe Dein Alfred«, Briefe und Kar-
ten an seine Tochter Hannah Busoni, herausgegeben von Heinrich Schwing, Berlin 
2014 
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43. Strafverteidigertag

Ergebnisse der Arbeitsgruppen

1 : selbstbild & fremdbild der strafverteidigung im  
strafprozess

Die AG 1 des 43. Strafverteidigertages tritt den Forderungen 
und den Umsetzungen des 2. Strafkammertages entschieden entge-
gen. Die Begründungen für die Forderungen halten einer kritischen 
Überprüfung nicht stand. Insbesondere beruhen diese nicht auf einer 
repräsentativen Evaluierung der Gerichtswirklichkeit. Die Arbeits-
gruppe fordert eine entsprechende verlässliche, unabhängige Evalu-
ierung. Dabei sollen die jeweiligen Verteidigertätigkeiten auch inhalt-
lich überprüft werden. 

Beschneidungen des Beweisantragsrechts verhindern die Kom-
munikation zwischen den Verfahrensbeteiligten und schränken die 
Rechte des Angeklagten in unzulässiger Weise ein. 

Kritisch sieht die Arbeitsgruppe die Aufgabe des Gerichts an, 
welche aufgrund der Amtsaufklärungspflicht, der Durchführung und 
Organisation der Hauptverhandlung etc., überfrachtet ist. Es sollte 
über eine generelle Reform und Veränderung des Strafprozesses mit 
der Überlegung hin zu einem Parteiprozess nachgedacht werden. Der 
Konflikt zwischen Gericht und Verteidiger ist systemimmanent, da-
her muss über eine andere Form des Strafprozesses, der Verteidiger 
nicht an den Rand drängt, diskutiert werden. Eine tatsächliche Waf-
fengleichheit ist zur Zeit nicht vorhanden.

Die Arbeitsgruppe fordert die Dokumentation der Hauptver-
handlung. Diese dient der Qualitätssicherung und der Entlastung der 
Gerichte.

Die Mindeststandards der Verteidigung müssen durch die Be-
rufsverbände gewährleistet sein und überprüft werden. Einmischun-
gen der Gerichte darf es nicht geben. 

Die Öffentlichkeit kann durch Transparenz des Verteidigungs-
verhaltens für die Rechte des Angeklagten sensibilisiert werden.
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2 : interaktion im strafverfahren

Im Prozess der Protokollierung liegt notwendigerweise eine Ver-
einfachung von Komplexität.

Die soziologische Kommunikationsforschung liefert aber den 
Beweis, dass auch durch den Medienwechsel von persönlicher Begeg-
nung und Kommunikation zum schriftlichen Protokoll Inhalte der 
Kommunikation verlorengehen, die Ansätze für Verteidigerhandeln 
bieten könnten. Aus der Forschung zur Interaktion ist daher eine 
audio-visuelle Aufzeichnung schon von polizeilichen Vernehmungen 
einschließlich etwaiger Vorgespräche zu fordern.

Wissenschaftliche psychologische Erkenntnisse belegen, dass Ef-
fekte wie z.B. der Ankereffekt, das Wahrnehmungserwartungsmodell 
(»Unsere Hypothese ist stärker als unsere Wahrnehmung«), kognitive 
Dissonanzen, der Halo-Effekt, die self-fulfilling prophecy etc. den 
Strafprozess prägen, ohne jemals für die Handelnden transparent zu 
sein. Es ist für die juristische Ausbildung zu fordern, dass Rechtspsy-
chologie als Teil der Juristenausbildung Pflichtfach wird.

Aufgabe des Verteidigers ist es, durch Anträge »Gegenwirklich-
keit« aufzubauen, um Urteilshypothesen in Frage zu stellen. Der Ver-
teidiger muss dabei darauf achten, dass er keinen Reaktanz-Effekt 
(»Trotzreaktion«) erzeugt.

Die Gründe, aus denen Richter eine Art »prozessuales Not-
wehrrecht« für sich in Anspruch nehmen, sind tatsächlich in der 
Regel hausgemachte Organisationsprobleme der Justiz und nicht 
engagiertem Verteidigerverhalten geschuldet.

Die Anwendung des sog. »Notfallkoffers« oder anderer Formu-
lare zur Behandlung prozessualer Situationen verhindert Kommuni-
kation in der Verhandlung und dient daher nicht der Wahrheitsfin-
dung.

4 : Pranger 3.0

Die Arbeitsgruppe diskutierte die Entwicklungen des Strafver-
fahrens unter dem Einfluss der sich verstärkenden öffentlichen Mei-
nung durch die neuen Medien und die Gerichtsberichterstattung, 
speziell auch im Hinblick auf die Auswirkungen auf die Strafvertei-
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digung. Thematisiert wurde dabei die Gefährdung des Rechtsstaates 
und dessen Verteidigung.

In Sexualstrafverfahren und in Verfahren mit ausländischen 
Beschuldigten ist der öffentliche Druck auf die Strafjustiz besonders 
hoch. Die Verteidiger sehen sich zunehmend massiven öffentlichen 
Anprangerungen ausgesetzt. Teilweise wird gefordert, den Zweifels-
grundsatz außer Kraft zu setzen und »in dubio pro victima« zu urtei-
len.

Zunehmend wird der öffentliche Druck durch die Polizei und 
die Staatsanwaltschaften bereits im Ermittlungsverfahren gezielt auf-
gebaut.

Aus Richtersicht wurde berichtet, dass sich die Gerichte dieses 
zunehmenden Drucks bewusst und auch nicht frei von Einflussnah-
me sind. Die Strafjustiz muss sich mit dieser durch die neuen Medien 
verschärften Situation auseinandersetzen.

Aus Sicht der Gerichtsberichterstattung erscheint ein verstärktes 
Miteinander von verantwortungsbewusstem Journalismus und Straf-
verteidigung wünschenswert.

Die Strafverteidigerinnen und Strafverteidiger müssen sich im 
Interesse ihrer Mandantschaft je nach Einzelfall verstärkt offensiv in 
die Pressearbeit einbringen.

5 : Abschied von der Wahrheitsfindung?

Ausufernde Straftatbestände unter dem Vorwand der »Terror-
gefahr«, die Konzentration auf den subjektiven Tatbestand in Se-
xualstrafrecht (›Nein-heißt-Nein!‹), die Verwischung der Grenze von 
Polizeirecht und Strafrecht (BayPolAufgG), die Implementierung des 
›Deals‹ in das Prozessrecht, die Beschränkung von Rechtsmitteln so-
wie die fortschreitende Entwertung der Hauptverhandlung und des 
Unmittelbarkeitsgrundsatzes sind Gift für die Wahrheitsfindung und 
beschneiden die Verteidigungsrechte des Angeklagten.

Hinzu kommt, dass der reaktionäre Zeitgeist grundlegende Er-
rungenschaften des demokratischen Rechtsstaats in Zweifel zieht, 
während es für eine engagierte Verteidigung, die sich auf die Un-
schuldsvermutung stützt, immer schwerer wird, sich durchzusetzen.
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Dem Bestätigungsdruck durch Vorurteile, der Einbeziehung 
der »Opferinteressen«, dem Einigungsdruck beim »Deal«, den ausu-
fernden Verlesungen und dem den Unmittelbarkeitsgrundsatz verlet-
zenden Selbstleseverfahren muss eine Stärkung der Hauptverhand-
lung und mehr Transparenz des Verfahrens entgegen gesetzt werden.

Die AG hat uns zudem gelehrt, dass der Wahrheitsbegriff gefähr-
lichen Sprachwirrnissen unterliegt. Die Suche nach »der« Wahrheit 
darf nicht zum Kampfbegriff verkommen, der immer dann aktiviert 
wird, wenn es um die Beschneidung von Beschuldigtenrechten geht. 
Wahrheit meint nicht die »Wahrheit des Gerichts«, sondern ein kom-
munikatives Gesamtprojekt, um das im Rahmen des Verfahrens von 
allen Beteiligten unter Ausnutzung der ihnen zustehenden prozessu-
alen Rechte gerungen wird. Der Wahrheitsbegriff muss daher entmy-
thologisiert werden; es geht nicht um das Auffinden unerreichbarer 
Ideale, sondern den rechtstaatlichen und konfliktbefriedenden Weg 
zu einem gerechten Urteil. Strafverteidigung leistet ihren Beitrag als 
Wahrer der Beschuldigtenrechte und Sprachrohr des Beschuldigten, 
die seine Interessen effektiv artikuliert und das Gericht bei der Auf-
klärung zwar unterstützt, aber begrenzt.

Welche Konsequenzen hat diese Zustandsbeschreibung für un-
sere rechtspolitischen Forderungen?

Chancengleichheit und faires Verfahren:
- Verpflichtende Bestellung des Anwalts der ersten Stunde

Transparenz:
- Einzuführen ist die Pflicht zur audiovisuellen Aufzeichnung 

sämtlicher Vernehmungen im Ermittlungsverfahren; dies gilt 
ausdrücklich auch für ohnehin gesetzwidrige informatorische 
Vor- und Zwischengespräche. 

- Auch die Hauptverhandlung ist vollständig zu dokumentieren.
Zudem: 
- Verbot von heimlichen Ermittlungsmethoden; Verbot der VP 

und des NÖEP
Keine Bestätigungs-Hauptverhandlung:
- Die Sachnähe der Beweismittels zum jeweiligen Beweisthema  
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gibt grundsätzlich die Reihenfolge ihrer Erhebung in der 
Hauptverhandlung vor. 

- Keine Einführung des wesentlichen Ermittlungsergebnisses 
nach Anklageverlesung durch den Ermittlungsführer 

- Beschränkung des Selbstleseverfahrens
- Keine Beschneidung des Beweisantragsrecht
- Verlesungsmöglichkeiten für polizeiliche Vermerke einschrän-

ken
§ 256 Abs. 1 Nr. 5 StPO ist allenfalls und ausschließlich auf 

absolute Routinehandlungen der Ermittlungsbehörden anzuwenden. 
Auf Antrag eines Verfahrensbeteiligten sind die Verfasser von 
Vermerken als Zeugen zu laden. 

7 : Datenschutz im Strafverfahren 

1. Die Durchbrechungstatbestände in § 30 Abs. 4 AO haben 
durch die Auslegung der Praxis eine (zu) große Reichweite erlangt. 
Im Gegenzug ist zum Schutze des nemo tenetur-Grundsatzes und des 
Grundrechts auf informationelle Selbstbestimmung ein gesetzliches 
Beweisverwendungsverbot zu fordern, das neben § 393 II 2 AO tritt 
und bei jeder Verletzung des Steuergeheimnisses des § 30 AO ohne 
Abwägung mit dem Strafverfolgungsinteresse zwingend Platz greift. 

2. Wenn Strafverfolgungsbehörden um Zwecke der Strafverfol-
gung Daten generieren, so kann nachfolgend der Umgang mit diesen 
Daten nicht zu Lasten der Verteidigung beschränkt werden. Alles an-
dere stellte einen evidenten Verstoß gegen den Grundsatz des fairen 
Verfahrens dar und steht einem Prozess, in dem sich Staatsanwalt 
und Verteidigung auf Augenhöhe gegenüberstehen, entgegen. 

Umfassende Rechtsschutzmöglichkeiten gegen die Versagung 
der Akteneinsicht durch die Staatsanwaltschaft sind einzuführen; Be-
schränkungen des § 147 Abs. 5 S. 2 StPO sind aufzuheben. Unbescha-
det des Umstandes, dass es sich um Aktenbestandteile handelt, ist 
im Fall von Computerdateien, Ton- und Bildaufzeichnungen ein ge-
setzlicher Anspruch auf Herstellung amtlich gefertigter Kopien und 
Zurverfügungstellung der Bearbeitungssoftware der Strafverfolgungs-
behörden zu schaffen.
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3. Die Regelung der Online-Durchsuchung in der StPO ermögli-
cht nicht nur die aktuelle Quellen-TKÜ, sondern auch die lückenlose 
Auswertung der früheren Kommunikation der Zielperson soweit sie 
gespeichert ist. Der so erleichterte Einsatz von sogenannten Staats-
trojanern missachtet die Vorgaben des Bundesverfassungsgerichts für 
den Einsatz solcher Spähmittel. Unter anderem ist der Katalog der 
Straftaten, bei denen eine Online-Durchsuchung oder Quellen-TKÜ 
zur Anwendung kommt, viel zu umfangreich. Dieser geht deutlich 
über Situationen hinaus, in denen das Bundesverfassungsgericht den 
Einsatz von Trojanern gerechtfertigt sieht. Dazu muss eine konkrete 
Gefahr für ein überragend wichtiges Rechtsgut vorliegen, was bei den 
wenigsten der in den Paragrafen 100a und 100b StPO aufgeführten 
Straftaten der Fall ist. Es kann nicht angehen, dass die Verwendungs-
möglicheiten bei der Aufklärung von Straftaten weitergehen als im 
Gefahrenabwehrrecht. Zudem werden Berufsgeheimnisträger unzu-
reichend geschützt und die technischen Anforderungen an Überwa-
chungssoftware keiner unabhängigen Prüfung unterzogen. Die Ge-
setzesänderung verletzt somit in mehreren Punkten das Grundrecht 
auf die Vertraulichkeit und Integrität informationstechnischer Syste-
me, welches das Bundesverfassungsgericht 2008 in einem Urteil ent-
wickelte.

Wir fordern daher eine Beschränkung der Online Durchsuchung 
in der StPO auf die Verfolgung von überragend wichtigen Rechtsgü-
tern.

Es muss zudem im Interesse der Cybersicherheit durch gesetz-
liche Regelung und Schaffung einer staatlichen Infrastruktur besser 
als bisher sichergestellt werden, dass die für die Entwicklung und Ver-
wendung der Schnüffelsoftware unerlässlichen Sicherheitslücken vor 
einem Missbrauch durch Dritte geschützt werden. Die Einschaltung 
von Privatunternehmen bei der Beschaffung von Schnüffelsoftware 
darf es nicht geben. 

4. § 161 StPO ist in seiner gegenwärtigen Form verfassungswid-
rig, weil er faktisch den für den Schutz des Informationellen Selbstbe-
stimmungsrecht schlechthin konstitutiven Zweckbindungsgrundsatz 
aufhebt. Die geplante Neuregelung in § 161 III Nr. 1 StPO-E ist viel 
zu unbestimmt. 
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Ein Ansatz für eine Neuregelung könnte sein, die Verwendung 
von präventivpolizeilich oder nachrichtendienstlich gewonnen Da-
ten nur zu erlauben, wenn die zu verfolgende Straftat ein gewisses 
Gewicht hat und außerdem die Erhebung des hypothetischen Ersatz-
eingriffs zum generellen Prinzip der zweckändernden Verwendung 
außerstrafprozessual gewonnener Daten zur Strafverfolgung zu erhe-
ben.

8 : Pflichtverteidigerbestellung: Reform des Rechts der 
Pflichtverteidigung

Die Referentenentwürfe des BMJV werden dem Grunde nach 
als Schritt in die richtige Richtung begrüßt. Die Vorgaben der Richt-
linien EU 2016/800 (Jugendstrafverfahren) und 2016/1919 (Legal Aid) 
werden allerdings nicht in allen notwendigen Punkten umgesetzt, so 
dass die in Aussicht genommenen Regelungen zum einen teilweise 
unionsrechtswidrig bleiben, zum anderen einige praktisch notwen-
dige Änderungen außen vorlassen.

1. Prozesskostenhilfe im Strafverfahren soll weiterhin nach ma-
teriellen Gesichtspunkten, dem bisherigen System der notwendigen 
Verteidigung, gewährt werden. 

2. Der Katalog des § 140 Abs. 1 StPO wird im Referentenentwurf 
zu Recht ausgeweitet und an die zu § 140 Abs. 2 StPO ergangene 
Rechtsprechung angepasst. Allerdings gehen die Anpassungen nicht 
weit genug. 

3. Ein Fall der notwendigen Verteidigung  liegt - hier gehen die 
Meinungen auseinander - immer schon dann vor, wenn eine Geld-
strafe von mehr als 90 Tagessätzen resp. eine Freiheitsstrafe generell 
resp. eine Freiheitsstrafe von sechs Monaten oder mehr verhängt wird 
und immer dann, wenn der Beschuldigte unter laufender Bewährung 
steht. Ein Fall der notwendigen Verteidigung liegt auch vor, wenn 
Rechtsmittel zuungunsten des Angeklagten eingelegt wird und bei 
auch nur vorläufiger Sicherstellung von Vermögenswerten.

4. Die notwendige Verteidigung im Vollstreckungsverfahren ist 
gesetzlich zu regeln. 

5. Uneingeschränkt begrüßt wird die konsequente Umsetzung 
der Richtlinie im Hinblick auf den Verteidiger der ersten Stunde. Auf 
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notwendige Verteidigung kann nicht verzichtet werden.
6. Akzeptabel ist das Festhalten des Referentenentwurfs daran, 

dass die Bestellung des notwendigen Verteidigers durch das Gericht 
vorgenommen wird. 

Unabweisliche Bedingung dafür ist allerdings, dass kein Aus-
wahlermessen mehr besteht, um Missbrauch vorzubeugen und Trans-
parenz herzustellen. Das Gericht ist verpflichtet, dem Beschuldigten 
den von ihm bezeichneten Verteidiger zu bestellen. Sofern der Be-
schuldigte keine Person benennt, hat die Auswahl aus einem von den 
örtlichen Rechtsanwaltskammern elektronisch geführten Verzeichnis 
zu erfolgen, das rollierend eine Person nach durch einen Algorithmus 
berechneten Kriterien wie Ort, Sprachkenntnisse, besondere Fach-
kenntnisse benennt. 

7. Bei der Auswahl des Pflichtverteidigers in den Fällen, in denen 
der Beschuldigte davon keinen Gebrauch macht, sind Qualitätsstan-
dards einzuhalten. Der Referentenentwurf sieht lediglich eine Interes-
sensbekundung vor. Das reicht nicht aus. Neben Fachanwält*innen 
für Strafrecht können auch Rechtsanwält*innen berücksichtigt wer-
den, die jährliche Fortbildungsnachweise auf dem Gebiet des Straf- 
und Strafprozessrechts von 15 Stunden erbringen.

8. Jeder Betroffene hat das Recht, einmal ohne Begründung den 
Pflichtverteidiger zu wechseln. 

9. Die Regelung der Bestellung mehrerer Pflichtverteidiger wird 
begrüßt. Die gesetzliche Bezeichnung als Sicherungsverteidiger wird 
allerdings abgelehnt, anzuknüpfen ist vielmehr an die Fälle der §§ 76 
Abs. 2 S. 3, 120, 120b GVG.

10. Die Betroffenen können im Rahmen der Kostenentscheidung 
einen Antrag auf Bewilligung von Prozesskostenhilfe und damit auf 
Freistellung von der Kostentragungspflicht stellen. 

11. Sofern die Legal-Aid-Richtlinie bis zum 25. Mai 2019 nicht 
gesetzlich umgesetzt werden sollte – was zu erwarten ist -, müssen 
deren Essentials im Rahmen der Bestellung nach § 140 Abs. 2 StPO 
berücksichtigt werden. Die Verteidigung ist gehalten, dies bei den Ge-
richten einzufordern.
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Resolution zur Strafverfolgung von 
Verteidiger*innen in der Türkei

angenommen durch das Plenum des 43. Strafverteidigertages 
am Sonntag, 24. März 2019

Die Teilnehmerinnen und Teilnehmer des 43. Strafverteidiger-
tages erklären sich solidarisch mit den 18 Strafverteidiger*innen, die 
am 20. März 2019 in der Türkei wegen ihrer Berufsausübung zu lan-
gen Haftstrafen verurteilt wurden, und fordern ihre unverzügliche 
Freilassung.

Die 18 Kolleg*innen wurden wegen angeblicher Terrorismus-
straftaten von dem Gericht für Schwere Straftaten in Istanbul zu 
Haftstrafen zwischen 3 Jahren und 1 Monat und 18 Jahren und 9 
Monaten verurteilt. Kriminalisiert wird ihre engagierte Verteidigung 
in politischen Verfahren und das konsequente Eintreten für die Frei-
heitsrechte ihrer Mandant*innen.

Das Urteil ist das Ergebnis eines »Strafprozesses«, der von Beginn 
an willkürlich und unter eklatanter Missachtung jeglicher nach der 
türkischen Strafprozessordnung und der Menschenrechtskonvention 
garantierten Beschuldigten- und Verfahrensrechte geführt wurde. Die 
Entscheidung ist symptomatisch für den Zustand der türkischen Justiz: 
Die Abschaffung der noch verbliebenen rechtsstaatlichen Standards 
und die faktische Ausschaltung gerade der Berufsgruppe, die die Frei-
heit des Einzelnen gegen staatliche Willkür verteidigt. 

Das Urteil wurde sowohl in Abwesenheit der angeklagten 
Kolleg*innen als auch ihrer Verteidiger*innen gesprochen. Und schon we-
nige Tage nach der Urteilsverkündung geraten nun die Verteidiger*innen 
der verurteilten Anwält*innen in den Fokus der Strafverfolgungsbehör-
den und sind massiver medialer Hetze ausgesetzt. 

Diese eklatanten Rechtsverstöße und die grenzenlose Willkür 
seitens der Justiz machen deutlich, dass die zielgerichtete Strafver-
folgung von Strafverteidiger*innen eine neue Qualität erreicht hat. 
Darauf weisen die Anwaltskammern in der Türkei, die das Verfah-
ren intensiv beobachtet haben, hin. In einer gemeinsamen Erklärung 
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vom 21. März 2019 ziehen 39 Anwaltskammern folgendes Fazit: »Wir 
können nicht einmal von einem Verstoß gegen ein faires Verfahren 
sprechen, weil es faktisch kein Verfahren gab.« 

Mit der Resolution des 41. Strafverteidigertages 2017 in Bremen 
und des 42. Strafverteidigertages in Münster wurden Forderungen 
aufgestellt, die auch heute uneingeschränkt weiter gelten. Zwar ist der 
Ausnahmezustand in der Türkei 2018 beendet worden, die Eingriffe 
dauern jedoch in gleicher Weise fort, Rechtsunsicherheit ist allgegen-
wärtig. 

Die Teilnehmerinnen und Teilnehmer des 43. Strafverteidiger-
tags fordern in Anknüpfung an die Resolution zur Lage in der Türkei 
der vergangenen Strafverteidigertage die sofortige Freilassung der in-
haftierten Kolleg*innen. 
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Regensburger Thesen zum 
Strafprozess

Rechtspolitische Forderungen des 43. 
Strafverteidigertages

Die vorliegenden Thesen zum Strafprozess wurden vom 
Plenum des 43. Strafverteidigertages beschlossen, der 
vom 22. bis 24. März 2019 in Regensburg beriet. An der 
Tagung nahmen mehr als 850 Strafverteidiger*innen sowie 
Vertreter*innen der Rechtswissenschaft und der Justiz teil.

Einleitung

»Mit der Art und Weise, Strafverfahren durchzuführen, hält sich ein 
Staat den Spiegel vor: Nirgendwo sonst werden — zumal gezielt — Ein-
schränkungen der Grund- und Menschenrechte drastischer praktiziert 
und empfindlicher von den Betroffenen erfahren, als vor Gericht und hin-
ter Gittern. Der Strafprozess ist somit die Probe auf das Exempel Rechts-
staat und damit ein Indikator für die Realisierung der Grund- und Men-
schenrechte.« (Sebastian Cobler)

Die (straf)rechtspolitische Entwicklung der vergangenen Jahre 
ist gekennzeichnet von einer gegensätzlichen Bewegung – dem steten 
Zuwachs materiellen Strafrechts einerseits und einem Abbau grund-
rechtssichernder strafprozessualer Normen andererseits. Während 
die Schaffung neuer Straftatbestände in den vergangenen Jahren ein 
zuvor nicht gekanntes Ausmaß erreicht hat, soll der viel beklagten 
›Überlastung der Justiz‹ mit kürzeren und möglichst widerspruchs-
freien Verfahren begegnet, störende d.h. das Verfahren verzögernde 
Elemente sollen abgeschliffen werden.

Strafprozessuale Normen, die dem Schutz der Beschuldigten-
rechte dienen, sind aber kein überflüssiger Ballast. Die ›Form‹ des 
Verfahrens hat freiheitsschützende Aspekte: Strafprozessuale Regeln 
dienen dazu, die Suche nach einer ›materiellen Wahrheit‹ gegen die 
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Verzerrungen abzusichern, die das evidente Ungleichverhältnis zwi-
schen Beschuldigten einerseits, Anklage- und Ermittlungsbehörden 
sowie Gericht andererseits zwangsläufig mit sich bringt. Beschuldig-
tenrechte sind kein Zugeständnis der Macht an den Ohnmächtigen, 
sondern eine funktionale Notwendigkeit zur Ermittlung der (not-
wendig beschränkten) strafprozessualen Wahrheit. Nur, wo der/die 
Beschuldigte über wirkungsvolle Rechte und effektive Möglichkeiten 
zur Gegenwehr verfügt, macht das Strafverfahren unter dem Vorzei-
chen der ›Wahrheitssuche‹ überhaupt Sinn; indem er seine Rechte 
wahrnimmt, sichert der Beschuldigte das gegen ihn geführte Verfah-
ren. Ein Abbau dieser Rechte geht zwangsläufig einher mit der De-
legitimierung des Anspruchs, eine materielle ›Wahrheit‹ mithilfe des 
Verfahrens zu ermitteln. 

Für den Abbau von Beschuldigtenrechten im Strafverfahren 
müsste daher eigentlich gelten, was für die Schaffung materiell-recht-
licher Normen grundrechtlich gefordert ist: immer nur ultima ratio, 
also letztes verfügbares Mittel zu ein. Das aber ist es offenkundig 
nicht. Ausgerechnet die Richterschaft verschließt sich standhaft der 
Einsicht, die jedem Busfahrer, Drucker und Versandhaus-›Logistiker‹ 
ganz natürlich ist: dass gegen schlechte Arbeitsbedingungen und chro-
nische Unterfinanzierung nur bessere Arbeitsbedingungen und aus-
reichende Finanzierung helfen. Dass ausgerechnet in der Strafjustiz, 
wo über die Freiheit und die soziale Existenz von Menschen verhan-
delt wird, eine hohe Fallbelastung (bspw. durch Bagatelldelikte) nicht 
mit arbeits- und verwaltungsrechtlichen Forderungen (wie einem bes-
seren Personalschlüssel), sondern mit dem Abschleifen strafprozessu-
aler Schutznormen beantwortet wird, ist besorgniserregend. 

Dieser Tendenz stellt der Strafverteidigertag Thesen zum effek-
tiven Schutz von Beschuldigtenrechten entgegen. Die ›Regensburger 
Thesen zum Strafprozess‹ konzentrieren sich dabei auf wenige we-
sentliche Aspekte und erheben keinen Anspruch auf Vollständigkeit. 
Rechtspolitiker*innen, welche die Sorge um den Rechtsstaat im Mund 
führen, sei angeraten, jenseits der Beschleunigung des Strafprozesses 
die Qualität seiner Ergebnisfindung in den Blick zu nehmen und zu 
sichern, denn über diese definiert sich letztlich die des Rechtsstaats. 
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I. Ermittlungsverfahren 

1. Verbot der staatlichen Tatprovokation 

Es soll gesetzlich geregelt werden, dass die staatliche 
Tatprovokation verboten ist und dass, sofern gegen dieses 
Verbot verstoßen wird, ein Verfahrenshindernis besteht.

Die staatliche Tatprovokation verbietet sich aus zwei Gründen:
1. Die Tatprovokation durch den Staat ist durch keine denkbare 

Funktion der Strafverfolgungsbehörden gedeckt. Diese besteht, soweit 
sie nicht praeter oder contra legem präventive Aufgaben wahrneh-
men, ausschließlich in der Verfolgung bereits begangener Straftaten. 
Um solche handelt es sich bei provozierten Taten gerade nicht. In 
Wahrheit besteht der ›Sinn‹ der Tatprovokation ausschließlich darin, 
den Betroffenen zur Begehung von Taten zu verführen, um ihn wegen 
dieser erst noch zu begehenden Taten ersatzweise für vermeintlich 
bereits begangene, aber nicht nachweisbare Taten zu bestrafen.

Dies ist eines Rechtsstaats nicht würdig und schadet dem staat-
lichen Ansehen in den Augen seiner Bürger. Das Reichsgericht hat 
dies im Übrigen in einer Entscheidung aus dem Jahr 1912 (!) genau 
so gesehen:

Der Sachverhalt: Im Einverständnis mit ihren Vorgesetzten hatte 
eine Polizeibeamtin an eine wegen Abtreibung vorbestrafte Frau ei-
nen fingierten Brief geschrieben, in dem sie sich selbst als schwanger 
ausgab und um ›Hilfe‹ bat. Zum Gespräch mit der Zielperson schick-
te die Polizeibeamtin ihr Dienstmädchen. Die zur vermeintlichen 
Abtreibung bereite Frau wurde festgenommen und wegen versuchten 
Verstoßes gegen § 218 StGB verurteilt.

Das Reichsgericht hob ein Urteil, das sich ausschließlich auf die 
Angaben des Lockspitzels stützte, mit der Begründung auf, der Lock-
spitzeleinsatz sei »vom allgemeinen sittlichen Standpunkt, den die Behör-
den der Strafrechtspflege ohne Rücksicht auf Erfolge einzunehmen 
haben, nicht zu billigen…« 

Im Urteil heißt es weiter:
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»Unter allen Umständen verbietet sich aber die Anwendung von 
solchen Scheinaufforderungen im Strafverfahren, denn es ist unauf-
richtig und jedenfalls mit dem Ansehen der Behörden der Strafrechtspflege 
unvereinbar, wenn deren Beamte oder Beauftragte sich dazu herge-
ben, in gefährlicher Weise zum Verbrechen anzulocken, und auch, 
wenn Sie nur den Schein erwecken, als ob sie Täuschung oder son-
stige unlautere Mittel in den Dienst der Strafrechtspflege stellten«.1

Wir sind der Meinung, dass die heutige Rechtswirklichkeit nicht 
hinter den Auffassungen eines kaiserlichen Gerichts von der Redlich-
keit staatlicher Behörden zurückstehen sollte.

Anmerkung: Es ist niemandem in der VP-apologetischen Litera-
tur gelungen, den Wegfall der Strafbarkeit des Lockspitzels, der tatbe-
standlich eine Anstiftung zur Haupttat darstellt, zu begründen. Das 
Argument, der Lockspitzel wolle die Rechtsgutverletzung nicht und 
handele deswegen straflos, müsste konsequenterweise dazu führen, 
dass jedermann, der es sich zur Aufgabe gestellt hat, von ihm angestif-
tete Täter auf frischer Tat der Polizei zuzuführen, straflos wäre. 

2. Staatliche Tatprovokation (m.a.W. der Lockspitzeleinsatz) ist 
in der Regel mit dem Einsatz von (privat agierenden) Vertrauensper-
sonen der Polizei (im Folgenden: VP) verbunden. Dieser ist im Ver-
hältnis zum Einsatz Verdeckter Ermittler (VE) mit weniger Aufwand 
und mit weniger gesetzlicher Reglementierung verbunden.

Er ist allerdings, neben den grundsätzlichen Einwänden gegen 
die staatliche Tatprovokation, auch aus verfassungsrechtlichen Grün-
den rechtswidrig.

a. Von niemandem wird noch ernsthaft bezweifelt, dass es sich 
beim Einsatz von VPs der Polizei um Handlungen mit grundrecht-
seingreifendem Charakter handelt. Staatliche Behörden dürfen sich, 
auch da besteht in der verfassungs- und verwaltungsrechtlichen Lite-
ratur keinerlei Zweifel, nicht durch die Abgabe staatlicher Aufgaben 
an Private ihrer Gesetzesbindung entledigen.

b. Der Eingriff in Grundrechte bedarf einer Rechtsgrundlage. 
Anders sehen dies seit Jahrzehnten das Bundesverfassungsgericht 
und der Bundesgerichtshof. Zu nennen sind pars pro toto die Ent-

1 RG Urt. vom 12. Januar 1912, abgedruckt in ZStW 33, 694, 695
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scheidungen des BGH aus den frühen 1980er Jahren, in denen die 
angebliche Zulässigkeit des VP-Einsatzes unter völliger Ignoranz von 
Verfassungs- und Verwaltungsrecht nach dem Argumentationsmuster 
Notwendigkeit = Zulässigkeit begründet wurde, und bis heute gelten.

BGH, Urteil v. 15.4.1980, NStZ 1981, 18:
»Es ist einerseits feststehende, von der Wissenschaft ganz über-

wiegend gebilligte Rechtsprechung, dass im Rahmen der Bekämp-
fung besonders gefährlicher und schwer aufklärbarer Kriminali-
tät, insbesondere auch der Rauschgiftkriminalität, auf den poli-
zeilichen Lockspitzel (agent provocateur) nicht verzichtet werden 
kann… Andererseits steht außer Frage, dass es Grenzen tatprovo-
zierenden Verhaltens des polizeilichen Lockspitzels geben muss…«

BGH, Urteil v. 6.2.1981, StV 1981, 392:
»Nach der inzwischen gefestigten Rechtsprechung des Bundes-

gerichtshofs ist im Rahmen der Ermittlung und Bekämpfung be-
sonders gefährlicher und schwer aufklärbarer Straftaten, zu denen 
auch der Rauschgifthandel gehört, der Einsatz polizeilicher Lock-
spitzel im Grundsatz geboten und rechtmäßig… Dies gilt aber nicht 
uneingeschränkt.«

BGH, Urteil v. 23.9.1983, NStZ 1984, 78:
»Nach gefestigter Rechtsprechung des BGH ist der Einsatz von 

Lockspitzeln zur Bekämpfung der Rauschgiftkriminalität zulässig. 
Ebenso ist anerkannt, dass tatprovozierendes Verhalten nur inner-
halb der durch das Rechtsstaatsprinzip gesetzten Grenzen zulässig 
ist.«

c. Eine Rechtsgrundlage existiert bis heute nicht. Sämtliche Ver-
suche, eine solche herbei zu argumentieren, vom Staatnotstand ana-
log § 34 StGB (das ist keine Ironie!) bis zur Ermittlungsgeneralklau-
sel, sind gescheitert.

Die Konsequenz kann nur sein, dass der staatliche Lockspitze-
leinsatz untersagt wird und ein Verstoß entsprechend etwa § 136a 
StPO oder der rechtsgrundlosen Telekommunikationsüberwachung 
mit einem Verfahrenshindernis oder Verwertungsverbot sanktioniert 
wird.
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2. Verbot der staatlichen Lüge bei sog. legendierten  
    Kontrollen

Keine Täuschung und kein Belügen eines Beschuldigten 
über seinen Status bei gegen ihn gerichteten Ermittlungen! 
Verbot der staatlichen Lüge gelegentlich sog. legendierter 
Kontrollen!

Im Rahmen sogenannter legendierter Kontrollen werden Be-
schuldigte unter dem unzutreffenden Vorwand vermeintlich polizei-
rechtlich motivierter Maßnahmen durchsucht, um tatsächlich den 
strafrechtlichen Verdacht abzuklären, ohne diesen indes – wie straf-
prozessual eigentlich geboten – zu offenbaren. Damit wird der Be-
schuldigte über den tatsächlichen Verdacht und Tatvorwurf nicht auf-
geklärt, sondern über selbigen getäuscht. Die Lüge wird zum staatlich 
tauglichen Ermittlungsmittel verklärt, die Täuschung des Beschuldig-
ten legitimiert. Der Zweck heiligt die Mittel und dies setzt sich fort: 
Regelmäßig werden die Lügen in den Akten fortgeschrieben und der 
Grundsatz der Aktenwahrheit damit verletzt. Teils wird an der Lüge 
bis in das Hauptverfahren festgehalten.2

Die Lüge vergiftet das Verfahren. Sie legitimieren zu wollen 
bedeutet, den Zweck die Mittel heiligen zu lassen. Die Legitimation 
staatlicher Lügen zum Schutze von weitergehenden Ermittlungsinte-
ressen wird sich verselbständigen und als Rechtfertigungstopos auch 
andere Unwahrheiten scheinlegitimieren, deren Entdeckung dem 
justiziellen Zufall überlassen bleiben wird. Die Lüge ist kein guter 
Ratgeber bei der Wahrheitssuche. Sie hat im Ermittlungsverfahren, 
wenn der Staat dem Bürger offen gegenübertritt keinen Platz und ist 
entsprechend dem Täuschungsverbot des § 136a StPO zu verbieten. 

2 vgl. hierzu etwa Berichte und Entscheidungen in StraFo 2013,435ff
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3. Akteneinsicht

Umfassende Rechtsschutzmöglichkeiten gegen die 
Versagung der Akteneinsicht durch die Staatsanwaltschaft 
sind einzuführen; Beschränkungen des § 147 Abs.5 S.2 StPO  
sind aufzuheben.
Unbeschadet des Umstandes, dass es sich um 
Aktenbestandteile handelt, ist im Fall von 
Computerdateien, Ton- und Bildaufzeichnungen 
ein gesetzlicher Anspruch auf Herstellung amtlich 
gefertigter Kopien und Zurverfügungstellung der 
Bearbeitungssoftware der Strafverfolgungsbehörden zu 
schaffen.

Wenn der Beschuldigte und seine Verteidigung nicht an Ermitt-
lungshandlungen beteiligt sind, ist die erst nachträglich gewährte 
Akteneinsicht das einzige Mittel, die staatsanwaltschaftliche Ermitt-
lungsführung zu kontrollieren. Macht die Staatsanwaltschaft jedoch 
von ihrem Recht Gebrauch, die Akteneinsicht sowie die Besichtigung 
der amtlich verwahrten Beweisgegenstände wegen Gefährdung des 
Untersuchungszwecks zu versagen (§ 147 Abs. 2 Satz zwei StPO), ist 
eine gerichtliche Überprüfung dieser Entscheidung nur möglich, 
wenn der Beschuldigte sich nicht auf freiem Fuß befindet oder es um 
Aktenteile im Sinne des § 147 Abs. 3 StPO geht. In den übrigen Fällen 
hat der Beschuldigte keine Handhabe, eine gerichtliche Überprüfung 
der Versagung der Akteneinsicht zu verlangen. Damit wird der Be-
schuldigte schlechter gestellt als der Verletzte, dem von der Staats-
anwaltschaft die Akteneinsicht versagt wird. Denn dieser kann nach 
§ 406e Abs. 4 Satz 2 StPO ohne jede Beschränkung gerichtliche Ent-
scheidung gegen die Versagung der Akteneinsicht durch die Staatsan-
waltschaft beantragen. Es ist nicht nachvollziehbar, warum dies dem 
Beschuldigten als Subjekt des Verfahrens nicht gestattet sein soll.

Im Fall von Computerdateien, Ton- und Bildaufzeichnungen wird 
der Verteidigung die Akteneinsicht durch manche Gerichte dadurch 
erschwert, dass diese als amtlich verwahrte Beweisstücke angesehen  
werden, mit der Folge, dass sie bei der Staatsanwaltschaft bzw. an 
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Gerichtsstelle zu besichtigen sind. Dies kann mit Blick auf die Be-
deutung und den Umfang des Datenmaterials die Bearbeitung durch 
die Verteidigung und die Information des Beschuldigten unzumutbar 
beschränken. Aus diesem Grund bedarf es eines Anspruchs der Ver-
teidigung auf Herstellung amtlich gefertigter Kopien dieses Datenma-
terials. Dies ist technisch ohne weiteres möglich.

Die Praxis zeigt jedoch auch, dass die von den Ermittlungsbe-
hörden zusammengetragenen Daten nur mithilfe spezieller Software 
ausgewertet werden können. Um ihrer Kontrollfunktion gerecht wer-
den zu können, muss die Verteidigung daher Zugang zu der Auswer-
tungssoftware der Strafverfolgungsbehörden erhalten. Denn nur auf 
diese Weise lässt sich nachvollziehen, ob die polizeiliche Datenaus-
wertung vollständig und stichhaltig ist.

II. Hauptverhandlung

1. Reihenfolge der Beweisaufnahme 

Die Sachnähe der Beweismittels zum jeweiligen Be-
weisthema gibt grundsätzlich die Reihenfolge ihrer Erhe-
bung in der Hauptverhandlung vor. 
Keine Einführung des wesentlichen Ermittlungsergeb-
nisses nach Anklageverlesung durch den Ermittlungs-
führer der, wie es so gern heißt, »uns erstmal einleitend 
einen Überblick über die Ermittlungen geben soll«. Statt-
dessen ist gesetzlich zu verankern, dass grundsätzlich die 
Sachnähe der Beweismittel zum Beweisthema die Reihen-
folge ihrer Erhebung in der Hauptverhandlung vorgibt.

In der Forschung ist anerkannt, dass das richterliche Vorver-
ständnis durch die Akten und die mit der eröffneten Anklage einher-
gehende Hypothese wahrscheinlicher Verurteilung geprägt ist und die-
se Vorprägung dazu führt, bestätigende Fakten stärker zu gewichten,  



367

als ihnen entgegenstehende.3 Dieses in der Verfahrensstruktur ange-
legte Manko wird unnötig als Fehlerquelle perpetuiert, wenn auch die 
Beweisaufnahme in ihrer Reihenfolge und (mindestens mittelbarer) 
Interpretation der Beweiserhebungen zunächst den Ermittelnden das 
Wort gibt. Stattdessen ist entsprechend der historischen Konzeption 
der StPO eine eigene unabhängige richterliche Untersuchung des an-
geklagten Sachverhalts mittels der für die Sachverhaltsbeurteilung 
erheblichen Beweismittel auch dadurch zu sichern, dass diese nicht 
nur unmittelbar in der Hauptverhandlung, sondern in dieser auch 
zunächst erhoben werden.

2. Zustimmungs- statt Widerspruchslösung

Beweise, die einem zu Gunsten des Angeklagten 
bestehenden Verwertungsverbot unterliegen, dürfen 
dem Urteil nur mit seiner ausdrücklichen Zustimmung 
zugrunde gelegt werden.
Wenn ein Verwertungsverbot geltend gemacht wird, ist 
dies vom Gericht unverzüglich zu bescheiden. 

Unselbstständige Beweisverwertungsverbote sind in der Revision 
regelmäßig nur dann beachtlich, wenn unmittelbar nach der Beweis-
erhebung in der Hauptverhandlung im Zeitpunkt des § 257 StPO ein 
Widerspruch angebracht wird, der zudem den Grund seiner Beanstan-
dung exakt benennt (BGH StV 2015, 144). Unklar ist hierbei, ob – wie 
im Vordringen begriffen4 – der von der Verteidigung geforderte Wider-
spruch sogar konstitutiv für die Begründung eines Verwertungsverbots 
sein soll oder ob mit diesem ›lediglich‹ eine in die Instanz verlagerte 
revisionsrechtliche Rügeobliegenheit gemeint sein soll. 

Gleichviel welcher Ansatz für die vermeintlich dogmatische 
Legitimation des richterrechtlichen Ansatzes gewählt wird, bürdet 
die sog. Widerspruchslösung es der Verteidigung auf, Justizunför-
migkeiten zu rügen, da anderenfalls auch grobe Verstöße folgenlos, 

3 vgl. bereits Schünemann StV 2000, 159; s. a. Schlothauer StV 2016, 607

4 etwa Radtke in FS Schlothauer 451ff. mwN
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revisionsrechtlich gar unbeachtlich bleiben. Mit der Bindung eines 
beachtlichen Widerspruchs an den Zeitpunkt des § 257 StPO sowie 
dem Erfordernis der exakten Bestimmung seiner Angriffsrichtung, 
geht zudem eine unnötige, gleichsam rechtswegverkürzende zeitliche 
Beschränkung einher, welche angesichts der eigentlich vorgesehenen 
einmonatigen Begründungsfrist für Revisionsrügen als rein richter-
rechtliches Machtpostulat imponiert. 

Damit trägt der Angeklagte nicht nur das Risiko seiner Schlecht-
verteidigung. Tatsächlich kann das Erfordernis, einen Widerspruch un-
mittelbar nach der Beweiserhebung geltend zu machen auch erfahrene 
Verteidiger überfordern. Damit, dass der Staat indes die Folgen gravie-
render staatlicher Rechtsverletzungen allein in die Hände der Verteidi-
gung legt, entkleidet er sich als Garant eines justizförmigen Verfahrens 
und perpetuiert justiziell den Verfahrensverstoß, indem er sich dessen 
Früchte bei unterlassenem Widerspruch zu eigen macht, und zwar auch 
dann, wenn er durch die Auswahl des Pflichtverteidigers die Qualität 
der Verteidigung mittelbar selbst zu verantworten hat und dem An-
geklagten gleichzeitig generell die Rüge seiner ›Schlechtverteidigung‹ 
verweigert. Dies tangiert die Verfahrensfairness insgesamt. 

Statt gravierende Eingriffe in den Rechtskreis des Beschuldig-
ten unter angeblicher Erweiterung seiner Dispositionsbefugnis bei 
fehlendem Widerspruch als quasi geheilt zu behandeln, fordert tat-
sächlicher Respekt vor dessen Autonomie, diese Rechtsverletzungen 
nur mit seiner ausdrücklichen Zustimmung als lässlich zu behandeln. 
Dies war bereits in einem Gesetzesvorschlag der BRAK (Stellungnah-
me 17/2012) ausgearbeitet, an den anzuknüpfen ist.

Daneben muss im Sinne des rechtlichen Gehörs das Gericht 
verpflichtet werden, für den Fall, dass der Angeklagte oder sein Ver-
teidiger ein Beweisverwertungsverbot geltend machen, dieses unmit-
telbar zu bescheiden. Mit der gegenwärtigen Frist zur Erhebung eines 
Widerspruchs gegen eine Beweisverwertung (§ 257 StPO) korrespon-
diert es in keiner Weise, dass das Gericht sich zu dessen Berechtigung  
nicht verhalten muss, sondern über die Begründetheit des Wider-
spruchs erst in der Schlussberatung und damit im Urteil befinden 
muss. Dieses allein richterrechtlich begründete Ungleichgewicht im 
prozessualen Dialog hat Folgen, welche die Subjektstellung des An-
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geklagten betreffen. Ihm wird die normative Bewertung der Beweis-
grundlage vorenthalten, indem das Gericht ihm die Auskunft verwei-
gern kann, ob es ein Beweisverwertungsverbot annimmt oder nicht. 
Bei seiner Entscheidung, ob er eine Freispruchs- oder eine Strafmaß-
verteidigung führen will, wird er mit seinem Verteidiger von der Jus-
tiz, die ihm unmittelbares Handeln zur Geltendmachung des Beweis-
verwertungsverbots abverlangt, umgekehrt vollkommen im Dunkeln 
gelassen. Dies ist nicht hinnehmbar und zwar gleichviel ob unter dem 
Regime der Widerspruchs- oder der hier geforderten Zustimmungs-
lösung.

3. Verletzung des Konfrontationsrechts 

Hatten im bisherigen Verfahren weder der Angeklagte 
noch sein Verteidiger die Gelegenheit, einen Zeugen zu 
befragen, dürfen dessen unkonfrontierte Aussagen weder 
allein noch mitentscheidend für eine Verurteilung heran-
gezogen werden. 

Art 6 Abs. 3d EMRK bildet in seiner Ausprägung durch die 
Rechtsprechung des EGMR eine Mindestverfahrensgarantie. Nicht 
nur mit der stets fortschreitenden Ausweitung der heimlichen Ermitt-
lungsbefugnisse ist die Verpolizeilichung des Strafverfahrens auf his-
torisch wohl bislang unbekanntem Niveau. Während das Verhalten 
des Beschuldigten hierdurch umfassender denn je zuvor dokumen-
tiert wird, fehlt es gänzlich an einer adäquaten Dokumentation der 
Beweiserhebung des fehleranfälligsten Beweismittels – nämlich des 
Zeugen. Der Umstand unzureichender Dokumentation von Zeugen-
einvernahmen kann auch angesichts der leicht zugänglichen tech-
nischen Möglichkeiten, für eine adäquate Dokumentation Sorge zu  
 
tragen, nur als staatlich verschuldet angesehen werden. Bereits dies 
bietet hinreichend Anlass, lediglich mittelbar eingeführten, unzurei-
chend dokumentierten Aussagen die Entscheidungserheblichkeit ab-
zusprechen. Selbiges muss erst recht gelten, wenn weder für den An-
geklagten noch seinen Verteidiger die Gelegenheit zu konfrontativer 
Befragung bestand. 
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Sowohl die Subjektstellung des Beschuldigten/Angeklagten als 
auch die Qualitätssicherung der Beweismittel, die nur durch eine den 
Zeugen examinierende Konfrontation zu gewährleisten ist, erfordern 
daher das zu kodifizierende Verbot, auf eine unkonfrontierte Aussage 
mitentscheidend eine Verurteilung zu stützen. Dem kann nicht entge-
gengehalten werden, dass der EGMR in jüngerer Rechtsprechung die 
Konventionswidrigkeit der Verwertung unkonfrontierter Aussagen 
unter einen Abwägungsvorbehalt gestellt hat (Al-Khawaja and Tahery 
vs UK; Schatschawili vs. Deutschland).

Zum einen sichern die EMRK und der EGMR lediglich einen 
Mindeststandard eines fairen Verfahrens aller 47 Länder des Europa-
rats. Dieser Mindeststandard kann aber nicht Ziel und Maximalan-
spruch nationaler Gewährleistung und Sicherung eines rechtsstaatli-
chen Niveaus des fairen Verfahrens sein. Zumal sich gerade im natio-
nalen Umgang mit dem Zeugenbeweis Defizite zeigen: Die StPO sieht 
zum einen keine Beteiligungsmöglichkeit der Verteidigung an Zeu-
genvernehmungen bei der Polizei (zu welcher Zeugen nunmehr ggfls. 
verpflichtet sind [s. § 163 Abs. 3 StPO]) vor. Zum anderen verpflich-
tet sie die Polizei für dieses Manko im Gegenzug noch nicht einmal 
kompensatorisch zu einem Mindeststandard adäquater Dokumenta-
tion. In einem als ›fair‹ zu bezeichnenden Verfahren ist dann aber 
kein Raum mehr, vom Angeklagten nicht konfrontierbare Aussagen 
zu einer entscheidungserheblichen Grundlage in einem gegen ihn 
ergehenden Urteil heranzuziehen, wie es die Rechtsprechung bereits 
exzessiv unter Hinweis auf eine mögliche ›Aufweichung‹ der EGMR-
Rechtsprechung anzupeilen scheint (3 StR 323/16 = StV 2017, 776).

4. Vereidigung

Keine Angst vorm Schwur – Vereidigung von Zeugen auf 
Antrag eines Verfahrensbeteiligten! 

Mit der Abschaffung der Regelvereidigung wurde nicht nur zu-
gleich die Möglichkeit jedes Verfahrensbeteiligten entsorgt, Zeugen 
potentiell durch eine Vereidigung bzw. deren Inaussichtstellung zu dis-
ziplinieren. Vielmehr ist darüber hinaus der Wiederaufnahmegrund  
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des Meineids i.S.d. § 359 Abs. 2 StPO, der auf die objektive Unrich-
tigkeit der beeideten Aussage abstellt, faktisch entfallen, weil der Ge-
setzgeber der Verteidigung die Möglichkeit genommen hat, eine Ver-
eidigung von Zeugen herbeizuführen. 

Es ist kein legitimes Bedürfnis erkennbar, unrichtige Aussagen – 
gegen die der Angeklagte nur durch die Hoffnung, der Richter möge 
sie als solche erkennen, geschützt ist – gegen eine gesteigerte Über-
prüfungsmöglichkeit in der Wiederaufnahme zu immunisieren und 
das Risiko von Konsequenzen einer nicht nachweisbar bewusst getä-
tigten falschen Zeugenaussage allein dem Angeklagten aufzuerlegen.

5. Urkundsbeweis bei Polizeizeugen

Wider die Quasiwahrunterstellung polizeilicher Vermerke!  
§ 256 Abs. 1 Nr. 5 StPO ist allenfalls und 
ausschließlich auf absolute Routinehandlungen der 
Ermittlungsbehörden anzuwenden. Auf Antrag eines 
Verfahrensbeteiligten sind Vermerksverfasser als Zeugen 
zu laden.

§ 256 Abs. 1 Nr. 5 StPO unterstellt die Richtigkeit dessen, was 
es gerichtlich zu überprüfen gilt: die in polizeilichen Vermerken 
niedergelegten Annahmen, Beobachtungen und Auswertungen von 
Beweismitteln. Nr. 5 ist damit auch ein Fremdkörper im Kontext des 
§ 256 StPO. Dieser regelt primär eine erleichterte Verlesung von Be-
hördenzeugnissen und bestimmten sachverständigen Attestierungen, 
denen insofern ein privilegierter Anschein der Richtigkeit verliehen 
wird, als ihre Aussteller regelmäßig nicht vor Gericht zu erscheinen 
brauchen. Eine solche Richtigkeitsvermutung für Protokolle polizei-
licher Ermittlertätigkeit kann es schon institutionell nicht geben. Er-
mittlungsergebnisse der Polizei sind insofern schon ein Aliud als – zu 
recht – im Sachverhalt für die Strafverfolgung ermittelnde Personen 
regelmäßig wegen Befangenheit als Sachverständige abgelehnt wer-
den können. 
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Die Tatgerichte, aber auch die BGH-Rechtsprechung haben den 
Anwendungsbereich des § 256 Abs. 1 Nr. 5 StPO mittlerweile weit 
jenseits der Routinehandlungen gesehen und sogar Observationser-
gebnisse für verlesbar erachtet (BGH NStZ 2016, 301). Eine Richtig-
keitsvermutung für polizeiliche Ermittlungsergebnisse und Nieder-
schriften beinhaltet aber nicht nur verfahrenspsychologisch die kon-
kludente Aufgabe der Unschuldsvermutung. Tatsächlich ist – sofern 
das Gericht nicht seine Aufklärungspflicht aktualisiert sieht – auch 
die Verteidigung weitgehend abgeschnitten von Überprüfungsmög-
lichkeiten, da Beweisanträge in diesem Zusammenhang regelmäßig 
u.a. mit Konnexitätserwägungen zurückgewiesen werden und mithin 
polizeilich behauptete, vermeintliche Fakten zur Urteilsgrundlage 
werden können, die nie ein Beamter unter Wahrheitspflicht im Ver-
fahren stehend bekunden musste.

6. Audiovisuelle Dokumentation der Hauptverhandlung

Schluss mit der richterlicher Angst vor der Wahrheit der 
Beweisaufnahme! Die audiovisuelle Dokumentation der 
Hauptverhandlung ist einzuführen.

Die Forderung nach der Dokumentation der Hauptverhandlung 
ist so alt wie sie berechtigt ist. Die Einwände hiergegen erscheinen – 
erst recht in jüngerer Zeit – unvertretbar. Mit moderner Technik ist 
eine audio-visuelle Dokumentation der Hauptverhandlung unproble-
matisch und kostengünstig zu gewährleisten. Sie ist aber auch geboten. 
Der Bundesgerichtshof hat in seiner Entscheidung zur Rügeverküm-
merung ausgeführt, dass das Revisionsgericht, auch was Verfahrens-
tatsachen anginge, der materiellen Wahrheit verpflichtet sei (BGHSt 
51, 298). Das BVerfG hat ebenfalls mehrfach und nicht zuletzt in sei-
ner Verständigungsentscheidung (BVerfGE 133 168 [199]) postuliert, 
dass unverzichtbares Ziel des Strafprozesses die materielle Wahrheit 
ist. Warum dann im Hauptforum der Wahrheitserforschung, der 
Hauptverhandlung, die Anknüpfungstatsachen für dieses anspruchs-
volle Unterfangen nicht bestmöglich dokumentiert werden, bleibt 
unerklärt – und ist unerklärlich. Mit den auf Wahrheitserforschung 
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und bestmöglicher Sachverhaltsaufklärung ausgerichteten verfas-
sungsgerichtlichen und höchstrichterlichen prozessualen Aufträgen 
ist die Saumseligkeit einer undokumentiert abgehaltenen Hauptver-
handlung jedenfalls auch normativ schon längst nicht mehr verein-
bar. Letzteres im Übrigen auch deshalb nicht, weil im Falle etwa einer 
erfolgreichen Revision die unbehelflichen Rekonstruktionsversuche 
(undokumentierte Hauptverhandlung) den Ausgang der neu anzube-
raumenden Hauptverhandlung maßgeblich mitdeterminieren.

Das Gebot bestmöglicher Dokumentation drängt sich aber auch 
in Ansehung internationaler Standards auf. Die inhaltliche Nichtdo-
kumentation ist die Ausnahme. Auch in Ländern wie der Türkei, die 
der Bundesrepublik rechtsstaatlich sicher nicht überlegen sind, ist die 
Dokumentation des in der Hauptverhandlung Gesagten eine Selbst-
verständlichkeit. Bertram Schmitt, der als Tatrichter, BGH-Richter und 
zuletzt am Internationalen Strafgerichtshof tätig war, führt mit Blick 
über den Tellerrand zu seinen während seiner Laufbahn gemachten 
Erfahrungen rückblickend aus (BGH NStZ 2019, 1ff):

»Ich halte es heute für offensichtlich, dass Mitschriften der Ver-
nehmungen durch die Richter und Richterinnen lückenhaft sind und 
vor allem lediglich eine – mehr oder minder unzuverlässige – subjek-
tive Auswahl des wirklich Relevanten darstellen.  [...] Sicher bin ich 
mir, dass eine Dokumentation der Hauptverhandlung, die diesen Na-
men verdient, einen erheblichen Beitrag zur Wahrheitsfindung und 
zu einer effektiven Rechtsmittelkontrolle im Strafprozess zu leisten 
vermag.«

Damit dürfte dieses Anliegen ein von vornherein unverzicht-
barer Bestandteil eines ›Paktes für den Rechtsstaat‹ sein, der diesen 
Namen verdient.
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III. Revision

1. Die Frist zur Revisionsbegründung soll genau so lang sein, 
wie die Frist des Gerichts zu Urteilsabsetzung. 

2. Die Revisionsbegründungsfrist beginnt erst zu laufen, wenn 
das Urteil und das Hauptverhandlungsprotokoll dem Rechts-
mittelführer zugestellt worden. 

3. Die Entscheidung des Revisionsgerichts ist auch dann, wenn 
sie durch Beschluss ergeht, zu begründen.

Die Forderungen der Strafverteidigervereinigungen (1) nach An-
gleichung der Revisionsbegründungsfrist an die Urteilsabsetzungs-
frist, (2) den Zeitpunkt der Zustellung des Hauptverhandlungspro-
tokolls als Beginn der Revisionsbegründungsfrist zu definieren und 
(3) die Abschaffung der begründungslosen Revisionsverwerfung sind 
fast selbsterklärend, wenn man das Recht auf Verteidigung im Straf-
verfahren und den Grundsatz der Waffengleichheit ernst nimmt.

Daraus ergibt sich auch die Begründung für die Ablehnung der 
einer effektiven Strafverteidigung entgegenstehenden Thesen des 
Strafkammertages.

1. 
Dass die Frist zur Revisionsbegründung nach § 345 Abs.1 S.1 

StPO im Regelfall einen Monat ab Zustellung des Urteils beträgt, 
stellt einen gesetzlichen Verstoß gegen den fair-trial-Grundsatz dar. 
Die Begründungsfrist von einem Monat, die in erster Linie zwar die 
Begründung von formellen Rügen betrifft (Ausführungen zu der ein-
mal zulässig erhobenen Sachrüge sind durch die Frist nicht ausge-
schlossen), mag in einfach gelagerten Fällen sachgerecht sein, nicht 
aber in umfangreichen Verfahren.

Dass die Urteilsabsetzungsfrist sich nach der Dauer des Verfah-
rens, gemessen nach Hauptverhandlungstagen, richtet, ist sachlich be-
gründet und nachvollziehbar. In der Regel weist ein umfangsreiches 
Verfahren ein höheres Maß an Schwierigkeiten sowohl im Bereich 
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der Beweisführung als auch bei der Anwendung des formellen und 
materiellen Rechts auf. Das sich diese Schwierigkeiten auf die Dauer 
der aufzuwendenden Arbeitskraft bei der Urteilsabsetzung auswirken 
können und in der Regel auch tun, bedarf keiner ausführlichen Be-
gründung. Nicht nachvollziehbar ist jedoch die gesetzliche Regelung, 
dass dieselben Erwägungen nicht auch für die Verteidigung gelten 
sollen. Eine Angleichung der Revisionsbegründungsfrist an die Ur-
teilsabsetzungsfrist ist daher sachgerecht.

2. 
Da die Revisionsbegründungsfrist ihre praktische Relevanz vor 

allem aus der Rechtfertigung formeller Rügen bezieht, ist es ebenso 
sachgerecht, deren Beginn an die Zustellung des Hauptverhandlungs-
protokolls zu setzen. Dass diese Frage nicht ohne praktische Relevanz 
ist, ergibt sich z.B. aus der Entscheidung des BGH NStZ 2009, 173, 
wo innerhalb der Begründungsfrist trotz angemessener Bemühungen 
der Verteidigung keine Protokolleinsicht gewährt worden war und 
der Verteidiger auf einen Wiedereinsetzungsantrag mit all seinen Un-
sicherheiten angewiesen war. Im Rahmen eines Wiedereinsetzungs-
antrages muss z.B. auch dargelegt werden, auf welche Weise sich die 
Verteidigung um den Protokollband bemüht hat (BGH NStZ 2000, 
326), und dass die beabsichtigte Verfahrensrüge ohne Einsicht in das 
Hauptverhandlungsprotokoll nicht begründet werden konnte (BGH 
NStZ-RR 2008, 282).

3. 
Ablehnende Revisionsentscheidungen sind zu begründen. § 349 

Abs. 2 StPO ist entsprechend zu ändern. Sog. ou-Verwerfungen sind 
vor allem in der Literatur auf erhebliche Kritik gestoßen. Aus jünge-
rer Zeit sei auf Rosenau ZIS 2012, 195 ff verwiesen. Es besteht die er-
hebliche Gefahr des Missbrauchs der Verwerfungsmöglichkeit in den 
Fällen, in denen eine ausführliche Begründung Schwierigkeiten be-
reiten könnte. Die Entscheidung ist außerdem nicht überprüfbar und 
öffnet der Willkür Tür und Tor. Sie ist im Übrigen keinem Rechtsun-
terworfenen zu vermitteln, der zu Recht den Argwohn hegt, dass eine 
nicht begründete Entscheidung eben unbegründet ist.
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Dass das Bundesverfassungsgericht die Vorschrift als verfas-
sungsrechtlich bedenkenfrei einstuft, ist wenig verwunderlich, enthält 
doch § 93 d Abs. 1 S.3 BVerfGG für den Fall der Nichtannahme einer 
Verfassungsbeschwerde ebenfalls die Möglichkeit einer begründungs-
losen Entscheidung. 

Noch kurz zu den Thesen des Strafkammertages betreffend 
die strafrechtlichen Rechtsmittel: Ist es nun Ironie oder Anmaßung, 
wenn der Strafkammertag die erweiterte Begründungspflicht für die 
Sachrüge fordert und klagt: »Jeder Strafverteidiger kann seine Revisi-
on der Verletzung materiellen Rechts selbst beim BGH nach wie vor 
zulässig mit einem einzigen Satz begründen.« Das ist so ziemlich ge-
nau der Umfang, mit dem ein Revisionssenat eine solche Rüge nach 
§ 349 Abs. 2 StPO verwerfen kann. Er kann dies im Übrigen auch bei 
einer auf 500 Seiten begründeten Rüge so halten!  

Und wenn der Strafkammertag fragt: »Und muss man für die 
Rüge der Verletzung materiellen Rechts nicht mehr verlangen als ei-
nen floskelhaften Satz?«, so darf man wohl fragen, ob das nicht erst 
recht für die Verwerfung einer solchen Rüge gelten muss.

IV. PKH Richtlinie/Reform Notwendige Verteidigung 

Die Richtlinien (EU) 2016/1919 (»PKH-Richtlinie«) und 2016/800 
(»Kinder-Richtlinie«) legen im Bereich der notwendigen Verteidigung 
Mindeststandards fest, die vom nationalen Recht teilweise nicht er-
reicht werden. Aus diesem Grund ist eine Reform des Rechts der not-
wendigen Verteidigung in Deutschland erforderlich. Folgende Eck-
punkte sind dabei einzuhalten:

1. Festhalten am System der notwendigen Verteidigung

Ob ein Fall notwendiger Verteidigung vorliegt, soll auch 
künftig von materiellen Kriterien und nicht der f inan-
ziellen Bedürftigkeit des Beschuldigten abhängen. Sind 
die materiellen Kriterien der notwendigen Verteidigung 
erfüllt,  kann der Beschuldigte nicht auf die Beiordnung 
eines Verteidigers verzichten.
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Die PKH-Richtlinie überlässt es den Mitgliedstaaten, die not-
wendige Mitwirkung eines Verteidigers von einer finanziellen Bedürf-
tigkeitsprüfung oder einer materiellen Prüfung, wie etwa der Schwere 
des Falls, abhängig zu machen. Das deutsche Strafprozessrecht hat 
sich für die letztgenannte Variante entschieden und entscheidet die 
Frage, ob ein Fall notwendiger Verteidigung vorliegt, unabhängig von 
der finanziellen Leistungsfähigkeit des Beschuldigten. Eine Verpflich-
tung des Beschuldigten zur Offenlegung seiner wirtschaftlichen Ver-
hältnisse kann etwa im Bereich der Vermögensdelikte, aber keines-
wegs nur dort, ein Beitrag zur Sachaufklärung sein und ist mit dem 
Schweigerecht des Beschuldigten nicht vereinbar. Hinzu kommt, dass 
die Durchführung einer Bedürftigkeitsprüfung die Ermittlungsbehör-
den gerade in den Fällen, in denen nach der PKH Richtlinie eine 
frühzeitige Beiordnung angezeigt ist (Verteidiger der ersten Stunde), 
vor schwierige Aufgaben stellen und könnte die erforderliche Durch-
führung von Ermittlungshandlungen verzögern.

2. Ausweitung der notwendigen Verteidigung

Die notwendige Verteidigung ist auf jeden Fall der 
Inhaftierung, Fälle einer Straferwartung von mehr als 
90 Tagessätzen, Rechtsmittel der Staatsanwaltschaft 
zu Ungunsten des Angeklagten, Bereiche des 
Vollstreckungsverfahrens und der vorläufigen 
Sicherstellung von Vermögenswerten auszuweiten. 

Das Erfordernis, die notwendige Verteidigung auf jeden Fall der 
Inhaftierung zu erweitern, ergibt sich unmittelbar aus Art. 1 Abs. 1 
a) der PKH Richtlinie. Darüberhinaus ist eine Ausweitung der not-
wendigen Verteidigung auch in den anderen angesprochenen Fällen 
erforderlich. Eine Geldstrafe von mehr als 90 Tagessätzen führt regel-
mäßig zu einer Aufnahme der Verurteilung in das Führungszeugnis 
und somit zu einer offenen Stigmatisierung des Beschuldigten, die in 
vielen Lebensbereichen, insbesondere in der Arbeitswelt, gravierende 
Konsequenzen für den Verurteilten haben kann. Ferner schließt eine 
Verurteilung von zu mehr als 90 Tagessätzen eine Einbürgerung aus.
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Ein Rechtsmittel der Staatsanwaltschaft gegen ein freisprechen-
des Urteil wird bereits jetzt in der Rechtsprechung als Fall der notwen-
digen Verteidigung nach § 140 Abs. 2 StPO angesehen. Aber auch im 
Fall eines nur auf das Strafmaß bezogenen Rechtsmittels der Staatsan-
waltschaft wird offensichtlich, dass es offenkundig erhebliche Bewer-
tungsunterschiede zwischen Gericht und Staatsanwaltschaft gibt, die 
die Sach- und Rechtslage regelmäßig als schwierig erscheinen lassen.

Auch im Vollstreckungsverfahren sind gerichtliche Entschei-
dung zu treffen, die schwerwiegend in die Rechte des Verurteilten 
eingreifen, wie beispielsweise die Überprüfung der weiteren Unter-
bringung (§ 67 e StGB) oder die nachträgliche Anordnung der Si-
cherungsverwahrung (§ 66b StGB). In diesen Fällen wird bereits jetzt 
§ 140 StPO analog angewendet. Darüber hinaus sind jedoch weite-
re Vollstreckungsentscheidungen – wie beispielsweise der Widerruf 
einer Strafaussetzung zur Bewährung, die Entscheidung über die 
Aussetzung einer Reststrafe – von so gravierendem Gewicht, dass die 
Verteidigung des Verurteilten notwendig ist. Weitere Fälle, die nach 
Auffassung der Strafverteidigervereinigungen in den Bereich der 
notwendigen Verteidigung einzubeziehen sind, sind im Policy Paper 
›Neuordnung der Pflichtverteidigung‹ dargestellt. 

3. Vorverlegung des Zeitpunkts der Beiordnung

In den Fällen notwendiger Verteidigung ist dem 
Beschuldigten spätestens vor seiner ersten Vernehmung 
oder Gegenüberstellung ein Verteidiger beizuordnen (sog. 
Pf lichtverteidiger der ersten Stunde, Art. 4 Abs. 5 der 
PKH Richtlinie).

Das Erfordernis der frühzeitigen Beiordnung ergibt sich unmit-
telbar aus Art. 4 Abs. 5 der PKH Richtlinie. Danach ist die Prozess-
kostenhilfe »unverzüglich und spätestens vor einer Befragung durch 
die Polizei, eine andere Strafverfolgungsbehörde oder eine Justizbe-
hörde« oder einer Gegenüberstellung sicherzustellen. 
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4. Schaffung von Gleichmässigkeit und Transparenz bei der  
    Auswahl des Verteidigers

Wenn dem Beschuldigten ein Verteidiger beigeordnet 
wird, den er nicht bezeichnet hat, ist der Verteidiger aus 
einem bei den Rechtsanwaltskammern geführten elektro-
nischen Verzeichnis auszuwählen, das in einem rollieren-
den System organisiert ist. 

Im geltenden Recht gibt es außer dem Grundsatz, dass der Be-
schuldigte vor einer Bestellung regelmäßig anzuhören ist, keinerlei 
Regeln, wie der Richter die Auswahl des zu bestellenden Verteidi-
gers vorzunehmen hat. Es herrscht insoweit ein freies und ungebun-
denes Ermessen des Richters. Es gibt auch keinen Einblick in die 
Bestellungspraxis der Gerichte. Denn es gibt keinerlei verpflichtende 
Regelungen, nach denen die Justizverwaltungen Auswahlentschei-
dungen statistisch zu erfassen und zu dokumentieren haben. Diese 
Abschirmung eines Dunkelfelds richterlicher Vergabeentscheidun-
gen weckt zwangsläufig Misstrauen. Tatsächlich wird in der Praxis 
von Strafverteidigern wiederholt geargwöhnt, dass die richterliche 
Auswahlentscheidung nicht oder nicht ausschließlich an den er-
kennbaren Interessen des Beschuldigten orientiert ist, sondern dass 
Überlegungen eine Rolle spielen, mit welchen Rechtsanwälten das 
Verfahren möglichst glatt und unproblematisch geführt werden kann. 
Es ist daher dringend geboten, das freie Ermessen bei der Auswahl 
des Pflichtverteidigers einzuhegen, um sicherzustellen, dass die Aus-
wahlentscheidung nicht von Überlegungen bestimmt wird, die nichts 
mit dem Interesse des Beschuldigten zu tun haben. Dies sollte gesche-
hen, in dem die Rechtsanwaltskammern eine elektronische Liste der 
Rechtsanwälte führen, die für Pflichtverteidigungen infrage kommen 
(dazu sogleich), auf welche die Gerichte und die Staatsanwaltschaft 
Zugriff haben. Diese Liste müsste nach einem rollierenden System in 
der Art der Hilfsschöffenliste organisiert sein, so dass jeweils der an 
bereitester Stelle stehende Rechtsanwalt angefragt werden kann, ob 
er rechtzeitig zur Verfügung steht. Ist dies nicht der Fall, wird bei dem 
an nächster Stelle stehenden Rechtsanwalt angefragt. Der Kontakt 
(-versuch) mit jedem nach diesem System angefragten Rechtsanwalt 
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ist – wie bei der Hilfsschöffenliste – im System zu hinterlegen, damit 
die Auswahl im Nachhinein nachvollziehbar ist.

5. Qualitätsanforderungen

In das bei der Rechtsanwaltskammer geführte Verzeichnis 
werden Rechts-anwälte aufgenommen, die eine Mindest-
qualif ikation haben.

Allein das bekundete Interesse an der Übernahme von Pflicht-
verteidigung ist nicht ausreichend, um eine angemessene Qualität der 
Verteidigung im Sinne des Art. 7 Absatz 1 b) der PKH-Richtlinie zu 
gewährleisten. Vielmehr sollte jeder Rechtsanwalt, der nicht Fachan-
walt für Strafrecht ist, eine jährliche Fortbildung auf dem Gebiet des 
Straf- und Strafprozessrechts entsprechend § 15 FAO nachweisen. Mit 
dieser nicht sehr hohen Schwelle sollte eine Mindestqualifikation der 
auf der Liste geführten Rechtsanwälte gewährleistet sein.

6. Auswechslung des beigeordneten Verteidigers

Da die Auswahlentscheidung des Beschuldigten oftmals 
unter schwierigen Bedingungen erfolgt, muss er die Mög-
lichkeit erhalten, den beigeordneten Verteidiger einmal 
im Verfahren ohne Begründung zu wechseln. Ein entspre-
chender Antrag ist spätestens eine Woche nach Zustellung 
der Ladung zur Hauptverhandlung zu stellen.

Da, wie der Entwurf konzediert, die Auswahl des zu bestellen-
den Verteidigers häufig unter schwierigen Bedingungen stattfindet 
(Belastungssituation für den Beschuldigten durch Konfrontation 
mit dem Tatvorwurf und mit den Strafverfolgungsbehörden, hoher 
Zeitdruck, keine Möglichkeit zu Nachforschungen oder Beratungen), 
sind Fehlentscheidungen praktisch vorprogrammiert. Da die konstel-
lativen Faktoren, die solche Fehlentscheidungen ermöglichen, nicht 
ausgeräumt werden können, muss die Korrektur an anderer Stelle 
ansetzen, nämlich bei der unter ungünstigen Bedingungen getroffe-
nen Entscheidung. Es muss dem Beschuldigten Gelegenheit gegeben 
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werden, seine Entscheidung zu korrigieren und zwar ohne dass ihm 
aufgebürdet wird, eine Störung des Vertrauensverhältnisses zu dem 
beigeordneten Verteidiger darzutun. 

7. Beiordnung eines zweiten Verteidigers

Ein zweiter Pf lichtverteidiger ist auf Antrag immer dann 
beizuordnen, wenn erstinstanzlich vor dem OLG oder vor 
der großen Strafkammer in der Besetzung mit drei  
Berufsrichtern (§ 76 Abs. 2 Satz 3 GVG) verhandelt wird.

Nach der Rechtsprechung ist ein zweiter Pflichtverteidiger zu be-
stellen, »wenn hierfür wegen des Umfangs oder der Schwierigkeit der 
Sache ein unabweisbares Bedürfnis besteht«. Wann jedoch ein Ver-
fahren besonders schwierig oder umfangreich ist, wird in der ober-
gerichtlichen Rechtsprechung sehr unterschiedlich beurteilt. Klare 
Leitlinien beispielsweise dazu, bei wie viel Hauptverhandlungstagen 
regelmäßig von einem besonderen Umfang der Sache auszugehen ist, 
haben sich nicht herausgebildet. Zur Vereinfachung sollte daher die 
Beiordnung eines zusätzlichen Pflichtverteidigers immer dann erfol-
gen, wenn erstinstanzlich vor dem Oberlandesgericht (§§ 120, 120 b 
GVG) oder vor der großen Strafkammer in der Besetzung mit drei Be-
rufsrichtern verhandelt wird (§ 76 Abs. 2 Satz 3 GVG). Diesen Fällen 
liegt die gesetzgeberische Wertung zugrunde, dass die zu behandeln-
de Sache besonders schwierig oder umfangreich ist. Es ist deshalb 
sachgerecht, die Bestellung eines zusätzlichen Pflichtverteidigers mit 
der gesetzlichen Bewertung bei der erstinstanzlichen Zuständigkeit 
bzw. der richterlichen Bewertung bei der Gerichtsbesetzung zu syn-
chronisieren. Es ist wenig nachvollziehbar, bei der Beurteilung des 
Umfangs und der Schwierigkeit der Sache unterschiedliche Maßstäbe 
bei Gericht und Verteidigung einzusetzen.
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